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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Jung 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Aus welchen Gründen ist in dem vom Bundes- 
presseamt herausgegebenen Tischkalender 
„1985 Bundesrepublik Deutschland", der im 
Ausland verteilt wird, eine Karte Deutschlands in 
den Grenzen von 1937 eingefügt worden, wäh- 
rend der gleiche Kalender für das Vorjahr diese 
Karte noch nicht enthält und ansonsten im Text- 
teü mit dem Kalender des Jahres 1985 identisch 
ist? 


Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 30. Januar 

Das Kapitel „Gebiet und Bevölkerung" im Tischkalender 1985 enthält 
- wie bereits der 1984 erschienene Kalender - einen Abschnitt über die 
Bevölkerungsverschiebung in Deutschland durch die Vertreibung der 
Deutschen aus den Gebieten östhch von Oder und Neisse. Die Erfahrun- 
gen mit dem Informationstext im Tischkalender 1984 gaben Anlaß, diese 
Darstellung durch eine Karte zu ergänzen, die „Deutschland nach dem 
Zweiten Weltkrieg" darstellt. Ausländischen Kalenderbenutzern, für die 
der Kalender herausgegeben wird, sind die geographischen Gegebenhei- 
ten in Deutschland am Ende des Zweiten Weltkrieges überwiegend nicht 
vertraut. Die Aufnahme einer Karte zum besseren Verständnis des Textes 
lag deshalb nahe. 


2. Abgeordneter 

Jung 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ab- 
druck dieser Karte, in der die ehemaligen deut- 
schen Ostgebiete als „Unter polnischer Verwal- 
tung" stehend bezeichnet sind, bei polnischen 
Staatsbürgern zu erhebhcher Empörung geführt 
hat und pohtisch als Infragestellung der polni- 
schen Westgrenze gedeutet wird? 


Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 30^ Januar 

Der Bundesregierung sind die Reaktionen von polnischer Seite bekannt. 
Diese übersehen jedoch, daß es sich um eine historische Karte handelt, 
die die Lage Deutschlands unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg 
wiedergibt. Diese Tatsache ergibt sich deuthch daraus, daß die Gebiete 
der beiden heutigen deutschen Staaten noch als Besatzungszonen einge- 
tragen sind. Überdies ist der Karte eine aktuelle kartographische Darstel- 
lung der Bundesrepublik Deutschland vorangestellt. Es handelt sich 
deshalb um eine falsche Interpretation, wenn die Karte als Infragestel- 
lung der polnischen Westgrenze gedeutet wird. 

Im übrigen ist nicht recht verständlich, warum, wie Sie behaupten, der 
Abdruck dieser historischen Karte im Jahr 1985 Empörung auslösen soll, 
wo doch eine identische Karte bereits in einem Büdband enthalten ist, 
den das Bundespresseamt unter der Regierung des Bundeskanzlers 
Schmidt im Jahr 1978 herausgegeben hat. Ich erlaube mir, auf den 
Büdband VISIO GERMANIAE, S. 135, aus dem Jahr 1978 zu verweisen. 


3. Abgeordneter 

Jung 

(Düsseldorf) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei künftigen 
Ausgaben dieses Kcüenders auf den Abdruck 
dieser mißverständlichen und überflüssigen Kar- 
te zu verzichten? 
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Antwort des Staatssekretärs Boenisch 
vom 30. Januar 

Falls es zur Erläuterung des Informationstextes erforderlich ist, wird das 
Presse- und Informationsamt auch in künftige Ausgaben des Tischkalen- 
ders eine Karte „Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg" oder andere 
historische Karten aufnehmen. Das Bundespressamt wird auch dabei für 
eine exakte Gestaltung der Kartenlegende sorgen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung zur Koordinierung 

Würtz der Arbeiten, die im Zusammenhang mit den 

(SPD) kommenden neuen Gesprächen zwischen der 

USA und der Sowjetunion stehen, ein Abrü- 
stungsamt im Rahmen des Auswärtigen Amtes 
schaffen? ' 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 23. Januar 

Abrüstung und Rüstungskontrolle sind ein integraler Bestandteü der 
Sicherheitspohtik des Atlantischen Bündnisses und damit ein entschei- 
dendes Element unserer Außenpolitik. Das Auswärtige Amt hat im Rah- 
men seiner Aufgaben die Politik der Bundesregierung auf diesem Gebiet 
verantworthch auszuführen, es beteiligt die anderen zuständigen Res- 
sorts, insbesondere den Bundesminister der Verteidigung. Auf Grund 
einer Entschtießung des Deutschen Bundestages wurde am 14. Juli 1965 
innerhalb des Auswärtigen Amts ein Beauftragter der Bundesregierung 
für Fragen der Abrüstung und Rüstungskontrolle bestellt. Mit der 
Zunahme der rüstungskontroUpohtischen Aufgaben wurde es notwendig, 
seine Arbeitseinheit den Erfordernissen anzupassen. Seit 1981 steht er 
einer eigenen Abteüimg, die aus vier Referaten besteht, vor. Diese 
Organisationsform hat sich bewährt. 

Die mit der Ausführung der RüstungskontroU- und Abrüstungspolitik 
verbundenen Aufgaben können entsprechend ihrem pohtischen Charak- 
ter nur von einem Bundesnünisterium wahrgenommen werden. Ein 
Abrüstungsamt, das nach dem Grundgesetz den Status einer nachgeord- 
neten Bundesbehörde haben würde, wäre dafür nicht geeignet. Das 
Auswärtige Amt ist sich bewußt, daß die ständig wachsenden Aufgaben 
auf dem Gebiet der Rüstungskontrolle und Abrüstung, die sich auch aus 
den bevorstehenden Verhandlungen zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Sowjetunion ergeben, zusätzüche personelle und 
materielle Anforderungen stellen. Es hofft in dieser Frage auf das Ver- 
ständnis und die Unterstützung des Deutschen Bundestages. 

5. Abgeordneter Sind die Beziehungen zwischen der Bundesre- 

Schwenninger publik Deutschland und der Repubtik Südafrika 

(DIE GRÜNEN) dergestalt, daß Südafrika in der Bundesrepublik 

Deutschland einen Militärattache benötigt, und 
wie bewertet die Bundesregierung dies vor dem 
Hintergrund der Resolution 418 des UN- Sicher- 
heitsrats vom 4. November 1977? 

Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 28. Januar 

Das vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in Resolution 418 vom 
4. November 1977 gegen Südafrika verhängte Waffenembargo wird von 
der Bundesregierung strikt befolgt. Ein Zusammenhang zwischen dieser 
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Sicherheitsrats-Resolution und der Frage der Anwesenheit eines südafri- 
kanischen Militärattaches in der Bundesrepubhk Deutschland ist nicht 
ersichthch. 

Es ist nicht Sache der Bundesregierung, den Personalbedarf der Botschaft 
eines Landes zu beurteilen, mit dem sie diplomatische Beziehungen 
unterhält, solange deren Personalausstattung nach Art und Umfang inter- 
national übhchen Maßstäben entspricht. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Wie steht die Bundesregierung zu dem Wider- 
spruch, daß auf der einen Seite Bundesminister 
Genscher seit langem eine deutsche Initiative 
bei den Vereinten Nationen zur Ächtung und 
Abschaffung der Todesstrafe vorantreibt und auf 
der anderen Seite Dr. Richard Jaeger, der Leiter 
der Bonner Delegation bei der Genfer UN-Men- 
schenrechtskommission, nach wie vor ein Befür- 
worter der Todesstrafe ist? 


Antwort des Staatsministers Dr. Mertes 
vom 28. Januar 

Wie Sie wissen, verfolgt die Bundesregierung ihre Initiative zur Abschaf- 
fung der Todesstrafe mit Nachdruck und sichtbaren schrittweisen Erfol- 
gen weiter. Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 
14. Dezember 1984 mit der deutlichen Mehrheit von 64 : 19:55 Stim- 
men eine Resolution verabschiedet, welche die Aufnahme unserer Initia- 
tive in die Tagesordnung der 42. VN- Generalversammlung vorsieht. In 
dieser Resolution werden die Menschenrechtskommission (MRK) und 
deren mit der Initiative befaßte Unterkommission (UK) zur Fortsetzung 
ihrer Arbeiten aufgefordert. 

Diese Beschlüsse sind auf der Tagung der letzten MRK, bei der 
Dr. Jaeger die Delegation der Bundesrepubhk Deutschland leitete, 
vorbereitet worden. 

Dr. Jaeger vertritt die Menschenrechtspohtik der Bundesrepubhk 
Deutschland. Der von allen Fraktionen des Deutschen Bundestages 
getragene Beschluß vom 29. Oktober 1981, in dem die Bundesregierung 
auf gefordert wird, weltweit für die Abschaffung der Todesstrafe einzutre- 
ten, ist ein wichtiges Element dieser Politik. Sie dürfen sicher sein, daß 
der Vertreter der Bundesrepubhk Deutschland diesem Parlamentsbe- 
schluß in der MRK auch in Zukunft Rechnung tragen wird. 

Ich kann Ihnen abschheßend versichern, daß die Bundesregierung ihre 
Initiative zur Abschaffung der Todesstrafe mit unvermindertem Nach- 
druck weiterverfolgen wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung im AbfaUbeseiti- 

Paintner gungsgesetz eine ausreichende Rechtsgrundla- 

(FDP) ge zur Beseitigung von Pflanzenschutzmittelab - 

fäUen und -behältnissen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 30. Januar 

Reste von Pflanzenbehandlungs- und Schädlingsbekämpfungsmitteln 
sowie leere Behältnisse aus der Anwendung dieser Stoffe sind als AbfäUe 
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nach Maßgabe des Abfallbeseitigungsgesetzes zu beseitigen. Es ist 
davon auszugehen, daß das Abfallbeseitigungsgesetz und ein entspre- 
chendes Merkblatt der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall im Bereich der 
Herstellung eine ordnungsgemäße Beseitigung sicherstellen. Bei der Ent- 
sorgung des Handels und der Anwender sieht die Bundesregierung 
jedoch noch Bedarf für Verbesserungen. Der von ihr vorgelegte Entwurf 
einer 4. Novelle zum Abfallbeseitigungsgesetz sieht daher auch den 
Erlaß von Verordnungen vor, die Handel und Hersteller zur Rücknah- 
me schadstoffhaltiger Erzeugnisse nach Gebrauch verpflichten. Hierzu 
zählen grundsätzhch auch die von Ihnen angesprochenen Abfälle. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordnete 

Frau 

Kelly 

(DIE GRÜNEN) 


Warum legt die Bundesregierung das „Fakulta- 
tivprotokoU", das den „Internationalen Pakt über 
bürgerhche und pohtische Rechte " über die Indi- 
vidualklage bei einem Menschenrechtsausschuß 
erst wirksam macht, nicht dem Deutschen Bun- 
destag zur Ratifizierung vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 25. Januar 


Es trifft nicht zu, daß erst die Annahme des Individualbeschwerdeverfah- 
rens nach dem Fakultativprotokoll den Internationalen Pakt über bürger- 
hche und pohtische Rechte wirksam macht. Bereits seine Ratifikation 
begründet entsprechende Recht spfüchten. Ob die Bundesrepubhk 
Deutschland die übernommenen Vertragspfhchten einhält, unterhegt 
bereits der internationalen KontroUe: Die von der Bundesregierung nach 
Artikel 40 zu erstattenden Berichte über die Durchführung des Paktes 
werden vom Menschenrechtsausschuß der Vereinten Nationen geprüft 
und in öffentiicher Sitzung erörtert. Die Bundesrepubhk Deutschland hat 
sich außerdem auch dem Staatenbeschwerdeverfahren nach Artikel 4 1 
des Paktes unterworfen. 

Im übrigen hat die Bundesrepubhk Deutschland bereits 1955 das Indivi- 
dualbeschwerdeverfahren nach der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention angenommen, das dem Einzelnen einen weitergehenden verfah- 
rensmäßigen Rechtsschutz als FakultativprotokoU nach dem Pakt bietet. 

Das im FakultativprotokoU geregelte Beschwerdeverfahren kann sich 
außerdem mit der Individualbeschwerde nach der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention überschneiden. Dies könnte eine Schwächung 
des Verfahrens nach der Europäischen Menschenrechtskonvention aus- 
lösen und rechtiiche Unsicherheiten schaffen. 

An dieser Beratung hat sich in der Zwischenzeit nichts geändert. 

9. Abgeordneter Welche Gründe veranlassen die Bundesregie- 

Dr. Hüsch ning, das FakultativprotokoU zum Menschen- 

(CDU/CSU) rechtspaket über bürgerhche und pohtische 

Rechte der Vereinten Nationen lücht zu ratifi- 
zieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 25. Januar 

Bei der Ratifikation des Internationalen Pakts über bürgerhche und pohti- 
sche Rechte vom 19. Dezember 1966 im Jahr 1973 sah die Bundesrepu- 
bhk Deutschland von einem gleichzeitigen Beitritt zu dem Fakultativpro- 
tokoU, das das Individualbeschwerdeverfahren zu diesem Pakt regelt, 
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zunächst ab. - Mitentscheidend hierfür war, daß die Bundesrepublik 
Deutschland bereits 1955 das Individualbeschwerdeverfahren nach der 
Europäischen Menschenrechtskonvention angenommen hat, das dem 
Einzelnen einen weitergehenden verfahrensmäßigen Rechtsschutz als 
das Fakultativprotokoll nach dem Pakt bietet. 

Das im Fakultativprotokoll geregelte Beschwerdeverfahren kann sich 
außerdem mit der Individualbeschwerde nach der Europäischen Men- 
schenrechtskonvention überschneiden. Dies könnte eine Schwächung 
des Verfahrens nach der Europäischen Menschenrechtskonvention aus- 
lösen und rechthche Unsicherheiten schaffen. - An dieser Beurteilung hat 
sich in der Zwischenzeit nichts geändert. 


Wie begründet die Bundesregierung das Un- 
terlassen der Ratifizierung in Anbetracht der 
Äußerung, die Bundesminister Genscher am 
26. September 1984 machte und mit der er die 
beiden internationalen Pakte über bürgerliche, 
politische, wirtschaftliche und kulturelle Rechte 
als „Zentrum der Arbeit der Vereinten Natio- 
nen " bezeichnet hatte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 25. Januar 

Die Bundesregierung sieht hier keinen Widerspruch. Die Geltung und 
grrmdlegende Bedeutung der beiden Menschenrechtspakte für die 
Arbeit der Vereinten Nationen wird durch den Umstand nicht berührt, 
daß eine Reihe von Mitghedstaaten der Europäischen Menschenrechts- 
konvention das Fakxiltativprotokoll zum Internationalen Pakt über bür- 
gerliche und politische Rechte bisher deshalb nicht ratifiziert haben, weil 
sie in Übereinstimmung mit der Auffassung des Europarates dem weiter- 
gehenden KontroUverfahren nach der Europäischen Menschenrechts- 
konvention Vorrang einräumen. 


10. Abgeordneter 
Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter Auf welchem Wege wurde die Steuerverwaltung 

Sieler angewiesen, die „nach der politischen Entschei- 

(SPD) düng'' über das Vorruhestandsgesetz auf getrete- 

nen „zwingenden steuerrechtlichen Gründe" 
(Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg vor der 
Bundespressekonferenz am 15. Januar 1985), die 
in der Folge zu Steuermindereinnahmen in Mil- 
liardenhöhe führen, als steuermindernd anzuer- 
kennen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 26. Januar 

Die Verpflichtung des Arbeitgebers, auf Grund eines Tarifvertrags oder 
einer Einzelvereinbarung mit dem Arbeitnehmer Vorruhestandszahlun- 
gen nach den Grundsätzen des Vorruhestandsgesetzes zu leisten, ist nach 
den allgemein geltenden steuerrechtlichen Regelungen zu beurteilen. 
Diese Verpflichtung ist nach Auffassung der Finanzverwaltung mit der 
Verpflichtung aus einer Pensionszusage vergleichbar, für die eine 
gewinnmindernde Rückstellung gebüdet werden kann. 

Die obersten Finanzbehörden des Bundes und der Länder sind der Auf- 
fassung, daß Rückstellungen entsprechend den Grundsätzen vorzuneh- 
men sind, die für die Büdung von Pensionsrückstellungen nach § 6 a EStG 
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gelten. Diese Auffassung hat im BMF-Schreiben vom 16. Oktober 1984 
(Bundessteuerblatt Teil I, S. 518) ihren Niederschlag gefunden. Danach 
können die Unternehmen wählen, ob sie die Verpflichtungen aus der 
Vorruhestandsregelung durch eine Rückstellung berücksichtigen wollen. 
Entscheiden sie sich für die Büdung einer Rückstellung, können sie die 
Rückstellung erstmals für das Wirtschaftsjahr büden, in dem ein sie 
verpflichtender Tarifvertrag oder eine Einzelvereinbarung mit den 
Arbeitnehmern abgeschlossen worden ist. Die Unternehmer haben 
außerdem die Möglichkeit, die Rückstellung mit gewinnmindernder Wir- 
kung auf das erste Jahr der Rückstellungsbüdung und die beiden folgen- 
den Wirtschaftsjahre gleichmäßig zu verteilen. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß Rückstellungen keine endgülti- 
gen Steuerausfälle bewirken, sondern ledigUch Stundungscharakter 
haben. 

Geht die Bundesregierung davon aus, daß der 
Bundesbankgewinn als ein Teü der Nettokredit- 
aufnahme zu verstehen ist, wenn sie immer wie- 
der erklärt, daß „die Nettokreditaufnahme ohne 
Bundesbankgewinn wieder unter 20 Milliar- 
den DM hegen" solle (so ziüetzt Bundesmini- 
ster Dr. Stoltenberg in BMF- Finanznachrichten 
vom 16. Januar 1985)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 29. Januar 

Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß der Bundesbankgewinn 
als ein Teü der Nettokreditaufnahme zu verstehen ist. Nach der Haus- 
haltssystematik des Bundes sind die Gewinnabführungen der Bundes- 
bank den Verwaltungseinnahmen zuzuordnen. 

Der Bundesbankgewinn ist jedoch keine Einnahmeposition, mit der auf 
Dauer in der gegenwärtigen Höhe gerechnet werden kann. Daher ist es 
für bestimmte Fragestellungen zweckmäßig, „die Nettokreditaufnahme 
ohne Bundesbankgewinn" zu betrachten, d. h. nach der Höhe zu beiir- 
teüen, die sich ergäbe, wenn die Gewinnabführung an den Bund entfal- 
len würde. 

13. Abgeordneter Wieviel von den Steuereinnahmen, die nach der 

Curdt Aussage des Bundesministers der Finanzen 

(SPD) (BMF-Finanznachrichten vom 16. Oktober 1984) 

„um 2,9 Milüarden DM gegenüber dem Haus- 
haltsplan 1984 zurückgebheben sind", sind we- 
der auf „die Wirkungen des Arbeitskampfes vom 
Frühjahr" noch auf den „erfreulichen Rückgang 
der Inflationsrate", sondern auf Steuerrechtsän- 
derungen während des Jahres 1984 zurückzu- 
führen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 24. Januar 

Für die Abweichung der vereinnahmten Steuereinnahmen von den 
geschätzten Steuereinnahmen gibt es verschiedene Gründe. Vor allem 
sind die den Steuereinnahmen zugrundehegenden gesamtwirtschaftii- 
chen Annahmen im Zeitpunkt der Haushaltsverabschiedung mit den 
verwirkhchten gesamtwirtschafthchen Daten zu vergleichen. So erklärt 
beispielsweise das Unterschreiten der geschätzten Inflationsrate oder der 
erwarteten Bruttolohn- und -gehaltssumme erhebUche Mindereinnah- 
men bei den Steuern vom Umsatz und bei der Lohnsteuer. Da die vom 


12. Abgeordneter 

Kühbacher 

(SPD) 
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Statistischen Bundesamt jeweils kurz nach Jahresende veröffentlichten 
Ergebnisse der volkswirtschafthchen Gesamtrechnungen nur erste vor- 
läufige Ergebnisse sein können, sind nur überschlägige Rechnungen 
bei den größten Einzelsteuern möglich. 

Neben den gesamtwirtschaftlichen Daten begründen die finanziellen 
Auswirkungen von Steuerrechtsänderungen, die nach Inkrafttreten des 
jeweiligen Haushaltsgesetzes verabschiedet worden sind sowie mög- 
licher Veränderungen im Zahlungsverhalten Abweichimgen zwischen 
den kassenmäßigen Steuereinnahmen und den Haushaltsansätzen. So 
sind im Jahr 1984 - und damit nach Verabschiedung des Haushalts - das 
„Gesetz zur Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhe- 
stand" und das „Erste Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes" 
in Kraft getreten. Statistische Anschreibungen über die diesen Gesetzen 
zuzuordnenden Mindereinnahmen gibt es nicht. Deshalb können nur die 
geschätzten Steuerausfälle genannt werden. Sie wurden für das Jahr 
1984 auf insgesamt rund 1,9 Milliarden DM, darunter Bund rund 1,2 Mil- 
liarden DM, veranschlagt. 


14. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Bedeutet die Zielpostulierung des Bundesmini- 
sters der Finanzen, „die Netto- Kreditaufnahme 
ohne Bundesbankgewinn soll wieder unter 
20Müharden DM liegen" (Bundesminister 
Dr. Stoltenberg in BMF-Pressemitteüungen vom 
15. Januar 1985), daß bei einem Bundesbankge- 
winn von 12 Milliarden DM bis 9 Milliarden DM 
in den nächsten Jahren die Nettokreditaufnah- 
me höchstens 8 Milliarden DM bis 1 1 Milliarden 
DM sein soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 29. Januar 

Mit der vom Bundesminister der Finanzen, Dr. Stoltenberg, genannten 
Kreditaufnahme von 20 Milliarden DM ist die Kreditaufnahme gemeint, 
die sich als Saldo zwischen Einnahmen und Ausgaben ergäbe, wenn im 
Bundeshaushalt keine Gewinnabführung der Deutschen Bundesbank 
veranschlagt wäre. 


15. Abgeordneter 
Dörflinger 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung die jetzt an- 
laufenden Bemühimgen der schweizer Regie- 
rung, neue Verhandlungen mit der Bundesrepu- 
blik Deutschland bezügüch der deutschen Maß- 
nahmen gegen die Einführung der schweizer 
Schwerverkehrsabgabe und der Autobahnvi- 
gnette in Gang zu bringen, und ist die Bundesre- 
gierung bereit, bei diesen Verhandlungen die 
Harmonisierung der europäischen Verkehrspoli- 
tik in den Mittelpunkt zu stellen? 


16. Abgeordneter 
Dörflinger 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, im 
Verlaufe solcher Verhandlungen, die auf schwei- 
zer Initiative zustande kommen sollen (vgl. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. Januar 
1985), auf eine Rücknahme bzw. Modifizierung 
der schweizer Beschlüsse bezüglich Schwerver- 
kehrsabgabe und Autobahnvignette zu 
drängen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 31. Januar 

Auf Wunsch der schweizerischen Regierung hat am 28. Januar 1985 im 
Bimdesministerium der Finanzen ein Informationsgespräch über die Aus- 
gestaltung der geplanten Verordnung über die steuerüche Behandlung 
von schweizerischen Straßenfahrzeugen im grenzüberschreitenden Ver- 
kehr stattgefunden. Der Verordnungsentwurf, der bereits mit den betei- 
hgten Ressorts und den Ländern abgestimmt ist und in Kürze dem Bun- 
desrat zugeleitet wird, wurde im einzelnen erörtert. 

Im Hinbück darauf, daß die schweizerische Seite lediglich um eine 
Unterrichtung über die Einzelheiten der geplanten deutschen Maßnah- 
men gebeten hat, bestand nicht die Mögüchkeit, Fragen der Harmonisie- 
rung der europäischen Verkehrspolitik anzusprechen. Aus dem gleichen 
Grund waren die neuen schweizerischen Straßenabgaben nicht Gegen- 
stand des Gesprächs. Die Bundesregierung sieht im übrigen zur Zeit 
keine MögÜchkeiten, im Verhandlungswege eine Rücknahme der 
Schwerverkehrsabgabe und Autobahnvignette oder wesentÜche Verbes- 
serungen zu erreichen, da diese Abgaben in der Schweiz durch eine 
Volksentscheidung mit Verfassungsrang eingeführt worden sind und 
deshalb für die schweizerische Regierung kaum ein Spielraum für Zuge- 
ständnisse besteht. 


17. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


18. Abgeordneter 

Wieczorek 
(Duisburg) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 29. Januar 

Die letzte Steuerschätzung fand im November 1984 statt. Aufgabe dieser 
Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzung" war allein die Überprü- 
fung der für die Jahre 1984 und 1985 erwarteten Steuereinnahmen. Um 
Ihre Fragen beantworten zu können, muß deshalb von den Ergebnissen 
der letzten mittelfristigen Steuerschätzung vom Juni 1984 ausgegangen 
werden. Im Finanzplan des Bundes 1984 bis 1988 wurden die Steuer- 
schätzungen vom Juni 1984 um zum damaügen Zeitpunkt bereits abseh- 
bare kassenmäßige Auswirkxmgen von Rechtsändenmgen korrigiert. Im 
einzelnen handelte es sich um die Heraufsetzung des Vorsteuerabzugs 
für die Landwirtschaft, die ab dem Jahr 1986 erforderüchen zusätzUchen 
Abführungen an die EG, die Steuersenkungen 1986/1988 zur Leistungs- 
förderung und zur Entlastung der Famüien sowie um die Neuregelung für 
Alleinerziehende. 

Um zu gewährleisten, daß eine vergleichbare Reihe dargestellt wird, 
werden auch für die Jahre 1984 und 1985 die Zahlenangaben aus dem 
Finanzplan des Bundes genannt, obwohl diese durch die Ergebnisse der 
Steuerschätzung vom November 1984 und durch die vorläufigen Kassen- 
einnahmen für 1984 überholt sind. 

Unter dieser Einschränkung, die bei einer Wertung zu berücksichtigen 
ist, ergeben sich die folgenden Daten für den Bund und für alle Ebenen: 


Wie sieht - auf der Grundlage der letzten Steuer- 
schätzung- beim Bund die Entwicklung der 
Steuereinnahmen in MiUiarden DM und in Zu- 
wachsraten in den Jahren 1984 bis 1988 ohne 
und mit den ab 1986 vorgesehenen Steuersen- 
kungsvorschlägen der Bundesregierung aus? 


Wie entwickeln sich die entsprechenden Steuer- 
einnahmen beim öffentüchen Gesamthaushalt? 
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Bund 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

- Steuereinnahmen des Bundes 
ohne Berücksichtigung des 
von der Bundesregierung ver- 
abschiedeten Entwurfs eines 
Steuersenkungsgesetzes 

- Milharden DM 

198,8 

211,7 

223,0 

236,3 

250,3 

- Zuwachsrate in v. H. 

+ 4,5 

+ 6,5 

+ 5,3 

+ 6,0 

+ 5,9 

- Steuereinnahmen des Bundes 
unter Berücksichtigung des 
von der Bundesregierung ver- 
abschiedeten Entwurfs eines 
Steuersenkungsgesetzes 

- MiUiarden DM 

198,8 

211,7 

218,5 

231,3 

241,8 

- Zuwachsrate in v. H. 

-h 4,5 

-h 6,5 

-h 3,2 

+ 5,9 

+ 4,5 

Bund, Länder, Gemeinden, 

EG, LA-Abgaben 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

- Steuereinnahmen insgesamt 
ohne Berücksichtigung des 
von der Bundesregierung ver- 
abschiedeten Entwurfs eines 
Steuersenkungsgesetzes 

- Milharden DM 

416,4 

444,5 

474,0 

505,1 

538,7 

- Zuwachsrate in v. H. 

-h 5,0 

+ 6,8 

+ 6,6 

+ 6,6 

+ 6,7 

- Steuereinnahmen insgesamt 
unter Berücksichtigung des 
von der Bundesregierung ver- 
abschiedeten Entwurfs eines 
Steuersenkungsgesetzes 

- MiUiarden DM 

416,4 

444,5 

464,0 

493,6 

519,2 

- Zuwachsrate in v. H. 

+ 5,0 

+ 6,8 

+ 4,4 

+ 6,4 

+ 5,2 


Die Zuwachsraten der kassenmäßigen Steuereinnahmen im Durchschnitt 
der Jahre 1986 bis 1988 gehen - unter Berücksichtigung der finanziellen 
Auswirkungen des Entwurfs eines „Gesetzes zur leistungsfördernden 
Steuersenkung und zur Entlastung der Famüie" - sowohl beim Bund als 
auch bei allen Ebenen deuüich zurück. 


19. Abgeordneter Zielt es auf eine Erhöhimg der „nicht mehr oder 

Esters niir noch minimal steigenden Bundesver- 

(SPD) brauchsteuem" für die Zukunft, wenn der Bun- 

desminister der Finanzen, Dr. Stoltenberg, in der 
Bundespressekonferenz vom 15. Januar 1985 
darlegt, daß man „diese Fragen der Steuerstruk- 
tur auch in Verbindung mit der weiteren Haus- 
haltspohtik sich noch einmal genau ansehen 
müsse"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 31. Januar 

Die von Ihnen zitierten Äußerungen des Bundesministers der Finanzen 
sind nicht auf eine Erhöhung der Verbrau chsteuem gerichtet. 

Bundesminister Dr. Stoltenberg hat die Aufmerksamkeit der Pressekonfe- 
renz auf eine bemerkenswerte Änderung der Steuerstruktur gerichtet, 
die zu gegebener Zeit zu prüfen und zu bewerten ist. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
Beteiligungen sozialer staatlicher Einrichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland an der Tabak- 
industrie vor, wie sie in einer Studie des bri- 
tischen Ärzteverbandes im Hinblick auf die 
Gesundheitsbehörden in Großbritannien fest- 
gestellt wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 25. Januar 

Beteiligungen sozialer staatlicher Einrichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland an der Industrie und damit auch an der Tabakindustrie sind 
auf Grund von § 83 Sozialgesetzbuch IV nicht möglich. 


20. Abgeordnete 
Frau 
Schoppe 
(DIE GRÜNEN) 


21. Abgeordneter Wie viele deutsche und ausländische Arbeiter 

Handlos (aufgegliedert nach Nationen) haben am 30. Juni 

(fraktionslos) 1984 auf der Baustelle des Atomkraftwerkes 

Ohu II bei Landshut gearbeitet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 29. Januar 

Auf der Baustelle des Kernkraftwerkes Ohu II waren nach Auskunft des 
Generalunternehmers am 30. Juni 1984 insgeamt 1 476 Arbeitnehmer 
beschäftigt, davon 721 Ausländer. Etwa die Hälfte der Ausländer ist im 
Bereich der Eisenflechterarbeiten eingesetzt. Für diese Arbeiten seien auf 
dem deutschen Markt keine Arbeitnehmer zu bekommen. 

Eine genaue Aufgliederung der ausländischen Arbeitnehmer nach Natio- 
nen konnte das Unternehmen nicht mitteüen. 


22. Abgeordneter Wie viele deutsche und ausländische Arbeiter 

Handlos (auf gegliedert nach Nationen) haben am 14. Ja- 

(fraktionslos) nuar 1985 auf der Baustelle des Atomkraftwer- 

kes Ohu II gearbeitet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 29. Januar 

Die entsprechenden Zahlen für den 14. Januar 1985 lauten: 754 Arbeit- 
nehmer insgesamt, davon 196 Ausländer. Der niedrigere Belegschafts- 
stand ist auf die Witterung zurückzuführen. 


23. Abgeordneter Hat die Bundesregierung zur Kenntnis gehom- 

Verheugen men, daß die Grundig AG im Zusammenhang 

(SPD) mit einer Umstrukturierung des Unternehmens, 

die in diesem und im nächsten Jahr durchgeführt 
werden soll, nach Aussage ihres Vorstandsvorsit- 
zenden auch eine Reduzierung der Belegschaft 
plant, und ist die Bundesregierung gegebenen- 
falls in der Lage und bereit, ihren Einfluß geltend 
zu machen bzw. sich dafür einzusetzen, daß im 
Rahmen dieser Umstrukturierung Arbeitsplätze 
im bayerischen Zonenrandgebiet nicht gefährdet 
werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. Januar 

Die Bundesregierung ist darüber unterrichtet, daß im Zuge der Umstruk- 
turierung der Grundig AG auch ein Beschäftigungsabbau geplant ist. Art 
und Umfang der Maßnahmen, die tangierten Bereiche und Standorte 
sowie die Zahl der davon betroffenen Arbeitnehmer sind noch nicht 
festgelegt. Insofern können die strukturellen Auswirkungen noch nicht 
abgeschätzt werden. 

Die Bundesregierung sieht sehr wohl die Probleme, die daraus für die 
betroffenen Arbeitnehmer und das bayerische Zonenrandgebiet entste- 
hen können; sie sieht aber keine Alternative zu den geplanten Umstruk- 
turierungen. Anderenfalls kann die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
nicht erhalten werden; die übrigen Arbeitsplätze wären zusätzlich ge- 
fährdet. 

24. Abgeordneter 
Verheugen 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. Januar 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß neben den Bemühungen von 
Philips/Grundig um die Bereitstellung von Ersatzarbeitsplätzen auch die 
regionalpolitischen Möglichkeiten genutzt werden, um negativen Folgen 
für die Struktur der Region entgegenzuwirken. 

Das bayerische Zonenrandgebiet ist in die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" einbezogen. Daneben ist 
als Bundeshilfe eine Flankierung der Maßnahmen des Landes Bayern im 
Rahmen des Arbeitsfördenmgsgesetzes möglich (z. B. für Umschulungs- 
und Einarbeitungsmaßnahmen). Darüber müßten zu gegebener Zeit die 
örtlichen Arbeitsämter entscheiden. 


Hält die Bundesregierung es für möglich, in ir- 
gendeiner Weise tätig zu werden, um zu errei- 
chen, daß die geplante Umstrukturierung der 
Grundig AG im bayerischen Grenzland nicht zu 
einer Strukturverschlechterung, sondern zu 
einer Strukturverbesserung durch neue Arbeits- 
plätze führt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu den Forderun- 
gen der Sauerkirschenanbauer nach mehr staat- 
licher Hüfe, um mit ihrer Ware besser gegen die 
Konkurrenz östlicher Länder bestehen zu 
können? 


26. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Wie hat sich nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der Umstand ausgewirkt, daß die Verarbei- 
tungsprämien für die Konservenindustrie von 
staatlicher Seite um 60 v. H. gekürzt worden 
sind, und welche Maßnahmen plant die Bun- 
desregierung, um die Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Sauerkirschenanbauer, insbesondere 
angesichts der Ausweitung der Billig- Angebote 
aus Jugoslawien zu stärken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 29. Januar 

Nach einer Reihe von guten Jahren ist der deutsche Sauerkirschenmarkt 
im vergangenen Jahr erstmals in eine ernste Krise geraten. Diese Krise 
wurde nicht so sehr durch die Senkung der Verarbeitungsbeihilfe für 
Kirschen in Sirup, sondern vor allem durch die steigenden Einfuhren von 
tiefgekühlten und verarbeiteten Sauerkirschen aus Jugoslawien zu 
äußerst niedrigen Preisen verursacht. Die Bundesregierung teüt die Auf- 
fassung der Erzeuger, daß gegen diese marktstörenden Einfuhren geeig- 
nete Maßnahmen ergriffen werden müssen. 

Die EG -Kommission hat im vergangenen Jahr den Antrag der Bundesre- 
gierung auf Aussetzung der Einfuhren von Sauerkirschenerzeugnissen 
aus Jugoslawien ab gelehnt. Sie hat der Bundesregierung ebenfalls unter- 
sagt, die geplante einmalige Beihüfe für die Einlagerung von Sauerkir- 
schen zu gewähren, da sie die deutschen Erzeuger zum Nachteü der 
anderen Erzeuger der EG benachteüige. 

Um eine Fortsetzung oder Wiederholung der Krise zu vermeiden, hat die 
Bundesregierung die EG-Kommission nachdrücklich aufgefordert, einen 
Vorschlag zur Einführung einer Lizenz- und Kautionspflicht für die Ein- 
fuhr von allen Sauerkirschenerzeugnissen vorzulegen und mit Jugosla- 
wien Absprachen über den Markt nichtstörender Preise und Mengen für 
die Einfuhr von Sauerkirschen und Sauerkirschenerzeugnisse zu treffen. 
Eine solche Absprache sollte den deutschen Erzeugern ausreichend 
Sicherheit bieten, daß der Sauerkirschenmarkt in Zukunft nicht wieder 
durch Einfuhren aus Jugoslawien gestört wird. Es wird insoweit auf die in 
der Vergangenheit mit den Ländern der südlichen Hemisphäre getroffe- 
nen Selbstbeschränkungsvereinbarungen über die Einfuhr von Äpfeln 
verwiesen, die sich als voll wirksam erwiesen haben. 


27. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
daß Molkereien im Zonenrandgebiet, deren 
Müchanlieferungen infolge der neuen Garan- 
tiemengen -Regelung gesunken sind, zur Nut- 
zung ihrer installierten Kapazitäten Müch aus 
der DDR zukaufen und verarbeiten? 


28. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Falls solche Nachrichten zutreffen, in welchem 
Umfang geschieht dies, und wie gedenkt die 
Bundesregierung darauf zu reagieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 28. Januar 

Laut Protokoll zum EG-Vertrag unterliegt der Handel zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der DDR Sonderregelungen. Dadurch sol- 
len Störungen des Gemeinsamen Marktes verhindert werden. 

Bei Müch ist daher ledighch ein seit Jahren unverändertes Bezugs- 
Kontingent von 12,2 MiUionen Liter/ Jahr eingeräumt worden. Dies ist 
ausschließlich für die Belieferung des Berliner Marktes bestimmt, der 
früher traditionell aus dem Umland versorgt wurde. Der Anteü an der 
Gesamtbeheferung Berlins mit Müch beträgt ledighch 6 v. H. bis 8 v. H. 

Ein Bezugs -Kontingent für das Bundesgebiet gibt es nicht. Der Bundes- 
regierung hegen auch keine Erkenntnisse über Molkereien des Bundes- 
gebietes vor, die Müch aus der DDR zukaufen. 
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29. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung sich dafür einsetzen, 
daß alle endosulfanhaltigen Pestizide verboten 
werden und eine sachgemäße Überprüfung aller 
als „nicht bienengefährlich“ eingestuften Mittel 
durchgeführt wird, nachdem durch den Einsatz 
des Insektizides „Thiodan35“ gegen Blattläuse 
auf einem acht Hektar großen Bohnenfeld tau- 
sende von Bienen und Marienkäfern getötet 
wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Florian 
vom 30. Januar 

Ich gehe davon aus, daß die Veröffentiichung von Hans- Joachim Mader 
in der Zeitschrift Natur und Landschaft, Heft 12, 1984, als Grundlage für 
Ihre Anfrage dient. 

Die Angabe, die auf gelesenen Nützünge und Bienen seien durch das 
endosulfanhaltige Insektizid Thiodan 35 getötet worden, ist nicht be- 
wiesen. 

Die auf der Basis der aufgelesenen toten Tiere angestellte Hochrechnung 
ist aus biometrischen Gründen unzulässig; weder die Art der Auf Samm- 
lung noch die für die meisten einzelnen Arten gefundenen Anzahlen an 
toten Tieren lassen diese zu. 

Die Eigenschaft endosolfanhaltiger Insektizide als nicht bienengefähr- 
hch ist weltweit anerkannt und durch zahlreiche Veröffentlichungen 
sowie durch viele von amthchen deutschen Prüfstellen durchgeführte 
Prüfungen sehr gut belegt. Die genannte Eigenschaft wird vor allem 
untermauert durch die Tatsache, daß es nach vorhegenden Daten der 
Untersuchungsstelle für Bienenvergiftungen an der Biologischen Bun- 
desanstalt für Land- und Forstwirtschaft innerhalb der vergangenen 
14 Jahre von insgesamt 3 911 Bienenschäden lediglich einen einzigen 
gegeben hat, der auf die Einwirkung von Endosulfan zurückgeführt 
werden muß. 

Auch zur Wirkung auf Nützünge hegen der Biologischen Bundesanstalt 
Daten vor. Es trifft zwar zu, daß endosulfanhaltige Insektizide nicht für 
aUe Nützünge ungefährüch sind, aber gerade für einige im Pflanzen- 
schutz wichtige Nützhngsarten wie Florfhegen und Marienkäfer sind sie 
nicht oder kaum gefährhch. 

In der Bundesrepubhk Deutschland sind die im Zusammenhang mit der 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln durchgeführten Prüfungen auf Bie- 
nengefährüchkeit seit jeher regelmäßig - im Unterschied zu aUen ande- 
ren Staaten - auch mit dem Doppelten der nach der Zulassung vorgese- 
henen oder im Zulassungsantrag angegebenen Konzentration durchge- 
führt worden. Diese Konzentrationsverdoppelung schafft im Hinbhck auf 
den Bienenschutz einen Sicherheitsspielraum, der auch bei mißbräuchü- 
cher Anwendung durch Überdosierung weitgehenden Schutz bietet. 

Darüber hinaus sind an amthchen Prüf stehen der Länder endosulaf an- 
haltige Mittel mehrfach auch in praxisnaher Freilandprüfung mit im 
wesenthchen gleichen Ergebnissen auf ihre Auswirkungen auf die 
Honigbiene geprüft worden. 

Bei dieser Sachlage besteht für die Biologische Bundesanstalt kein Anlaß 
zum Widerruf oder zur Rücknahme der Zulassung von Pflanzenschutz- 
mitteln mit dem Wirkstoff Endosulfan. Umso weniger sehe ich einen 
Anlaß, einem Verbot der Anwendung oder gar der HersteUung solcher 
Mittel näherzutreten. Für eine Überprüfung aller als „nicht bienengefähr- 
hch" eingestufter Mittel auf Grund dieser Veröffentiichung sehe ich 
keinen Anlaß. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


30. Abgeordneter Hat der Bundesminister für innerdeutsche Bezie- 

Weirich hungen im Rahmen der Gespräche mit der DDR- 

(CDU/CSU) Regierung auf das Problem der Rettung der vom 

Verfall bedrohten Burganlage Hanstein bei Rim- 
bach/Bornhagen (Kreis Heihgenstadt/DDR) be- 
reits hingewiesen, und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 24. Januar 

Die Bundesregierung hat über die Ständige Vertretung mehrfach ver- 
sucht, in dieser Angelegenheit mit den zuständigen Stellen der DDR in 
ein Gespräch zu kommen. Ein solches Gespräch ist von DDR-Seite mit 
dem Hinweis auf ihre eigene und ausschheßhche Zuständigkeit abge- 
lehnt worden. 


31. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in weiteren Ge- 
sprächen darauf hinzuwirken, daß in der DDR 
bekanntgewordene Absichten, im Zuge von 
Baumaßnahmen den Dachstuhl über dem ehe- 
mahgen Rittersaal abzureißen, aus denkmalpfle- 
gerischen und kulturhistorischen Gesichtspunk- 
ten heraus möghchst nicht reahsiert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 24. Januar 

Unter diesen Umständen sieht die Bundesregierung gegenwärtig leider 
keinen Ansatz für Bemühungen mit Aussicht auf Erfolg. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


32. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung allgemein, um das Instrument „Ordnungs- 
widrigkeiten" stärker zugunsten der Schwerbe- 
hinderten einzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 28. Januar 

Eine Ordnungswidrigkeit hegt u. a. vor, wenn ein Arbeitgeber vorsätzhch 
oder fahrlässig entgegen den gesetzhchen Vorschriften Schwerbehin- 
derte nicht nach dem festgesetzten Pflichtsatz beschäftigt. Wie ich in 
meiner Antwort vom 12. Dezember 1984 auf Ihre entsprechenden Fragen 
zum Ausdruck gebracht habe (Drucksache 10/2672), wird eine schuld- 
hafte Verletzung der Beschäftigungspflicht insbesondere dann in 
Betracht kommen, wenn beschäftigungspfhchtige Arbeitgeber über meh- 
rere Jahre hin ohne erkennbaren Grund nicht einen einzigen Schwerbe- 
hinderten beschäftigen, obwohl in der Region arbeitslose Schwerbehin- 
derte gemeldet sind, die für die Beschäftigung bei den betreffenden 
Arbeitgebern geeignet wären. 
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Die zuständigen Stellen der Bundesanstalt für Arbeit haben nach pflicht- 
gemäßem Ermessen Ordnungswidrigkeitsverfahren nach dem Schwerbe- 
hindertengesetz einzuleiten, wenn ihnen Verstöße bekannt werden. Die 
Bundesregierung mißt der Verfolgung von schuldhaften Verstößen gegen 
die Beschäftigungspflicht im Rahmen ihrer Bemühungen zur Bekämp- 
fung der Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter große Bedeutung bei. Sie 
wird die Bundesanstalt für Arbeit nochmals darauf hinweisen. 


33. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Werden bei Erhebung der Schwerbehinderten- 
abgabe für Arbeitgeber bei der Anzahl der Be- 
legschaft in einem Betrieb auch die Lehrlinge 
mitberücksichtigt, wenn ja, ist die Bundesregie- 
rung bereit, Auszubildende zukünftig von der 
Gesamtzahl der Betriebsangehörigen herauszu- 
nehmen, wenn es um die Bemessungsgrundlage 
für die Ausgleichsabgabe geht, um dadurch für 
die Arbeitgeber noch eine bessere Möglichkeit 
zu schaffen, damit mehr Lehrlinge beschäftigt 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 28. Januar 

Es trifft zu, daß nach dem Schwerbehindertengesetz die Ausbildungs- 
plätze bei der Berechnung der Zahl der Pflichtplätze für Schwerbehin- 
derte und infolgedessen auch bei der zu entrichtenden Ausgleichsabgabe 
mitgezählt werden. Die Bundesregierung beabsichtigt, diese als ausbü- 
dungshemmend empfundene Regelung zu ändern. Im Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Schwerbehindertengesetzes (BR- 
Drucksache 431/84 vom 14. September 1984) ist vorgesehen, daß die 
Ausbüdungsplätze nicht mehr mitzählen. 


34, Abgeordneter 
Feilcke 
(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
im Hinblick auf die derzeit in Berlin (West) be- 
stehende überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundesan- 
stalt für Arbeit für Berlin (West) besonders wich- 
tig sind und daß dementsprechend Berlin (West) 
auch künftig wie bisher überdurchschnittlich an 
der Zuteüung von Mitteln für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen beteiligt werden sollte, um die 
Zielsetzimg der Zuwanderung jüngerer Fach- 
kräfte im Interesse der Eindämmung des drohen- 
den Überalterungsprozesses nicht zu gefährden? 


35. Abgeordneter 
Feilcke 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, ange- 
sichts der besonderen Arbeitsmarktsituation in 
Berlin (West) darauf hinzuwirken, daß die Träger 
von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in Bertin 
(West) auch künftig einen ausreichend hohen 
Anteü der Kosten der Finanzierung der Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen erhalten, um nicht Ar- 
beitsplätze abbauen zu müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 28. Januar 

Die Bundesregierung teüt die Auffassung, daß in Berlin (West) die Förde- 
rung von Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM) zur Bekämpfung 
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der Arbeitslosigkeit besonders wichtig ist. An dem hohen Förderungsvo- 
lumen von 2,28 MiUiarden DM Ausgabemitteln und 1,6 Milliarden DM 
Verpfhchtungsermächtigungen im Haushalt 1985 der Bundesanstalt für 
Arbeit für die ABM-Förderung wird BerUn (West) in angemessener Höhe 
teilhaben. 

Die Verteilung der Mittel auf die Landesarbeitsämter ist allerdings aus- 
schheßhch Angelegenheit der Selbstverwaltung der Bundesanstalt für 
Arbeit, auf die der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung keinen 
unmittelbaren Einfluß hat. Die Vertreter des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung in den Selbstverwaltungsorganen der Bundes- 
anstalt für Arbeit werden sich aber bei der Mittelverteüung für die 
Belange Berlins (West) einsetzen. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Verteilung der Haushaltsmittel im 
Februar 1985 erfolgen wird. Durch Runderlaß vom 13. Dezember 1984 hat 
der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit die Landesarbeitsämter und 
Arbeitsämter bis zur Zuteüung eines Mittelkontingents ermächtigt, die 
Förderung neuer Maßnahmen zu bewiUigen und Zahlungen zu leisten. 

Die Höhe des ABM-Zuschusses im einzelnen Fördenmgsfall ist durch 
§ 10 Abs. 1 und 2 der vom Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit 
erlassenen ABM- Anordnung vom 13. Dezember 1984 neu geregelt wor- 
den. Diese Anordnung wird am 1. März 1985 in Kraft treten. Ob sich 
daraus im Vergleich zur bisherigen BerÜner Förderungspraxis Änderun- 
gen hinsichüich der Förderungshöhe im Einzelfall ergeben, müßte mit 
der Berhner Arbeitsverwaltung geklärt werden. 

Im übrigen wird die Gesamtfinanzierung einer Maßnahme durch die 
Eigenleistung des Trägers, gegebenenfalls auch durch Leistungen Drit- 
ter, durch ein ABM-Darlehen sowie durch die verstärkte ABM-Förderung 
aus Bundes- und Landesmitteln sichergestellt. 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über 
Anzahl und Intensität von Unfällen beim Umfül- 
len von Natronbleichlauge in Säurebehälter oder 
umgekehrt bzw. anderer Chemikahen, bedingt 
durch falsches Anschheßen des Füllschlauches 
während der letzten zwei Jahre vor, und sieht die 
Bundesregierung Mögüchkeiten, derartigen Un- 
fällen mit der generellen Einführung unver- 
wechselbarer Anschluß- und Übergangsstücke 
entsprechend Behältern verdichteter Gase (Sau- 
erstoff/Stickstoff) vorzubeugen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 28. Januar 

Der Bundesregierung sind nur leichtere Unfälle bei dem in der Frage 
beschriebenen Umgang mit Chemikahen bekanntgeworden. Die genaue 
Zahl dieser Unfälle kann nicht festgestellt werden, da diese in der 
Unfallstatistik nicht besonders ausgewiesen werden. 

Bei der Vielzahl der in Frage kommenden Chemikahen ist es nicht 
möghch, derartigen UnfäUen durch konstruktive Maßnahmen, z. B. durch 
Einführung unverwechselbarer Anschluß- und Übergangsstücke, vorzu- 
beugen. 

Zur Vorbeugung von Schadensfällen beim Umfüllen von Chemikahen 
kommen jedoch eine Reihe anderer Maßnahmen in Betracht. Hierzu 
gehören vor aUem organisatorische Maßnahmen in bezug auf die Festle- 
gung der Verantworthchkeit des Chemikalienheferanten und des Chemi- 
kahenbeziehers, insbesondere eingehende Unterweisung und Fach- 
kenntnis des Bedienungspersonals. Von Bedeutung ist daneben die Iden- 


36. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 

(CDU/CSU) 
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tifiziening des chemischen Stoffes durch vorherige Probenahme bei der 
Anheferung der Chemikalien sowie Festlegungen, die gewährleisten, 
daß verschiedene Tankverschlüsse nur durch befugte Personen geöffnet 
und verschlossen werden. Ferner ist eine eindeutige Kennzeichnung der 
Behälter bzw. der Anschlußstücke erforderlich. 

Regelungen in bezug auf die Sicherheit beim Umgang und Transport 
gefährhcher Chemikahen sind insbesondere in der Verordnung über 
gefährliche Arbeitsstoffe, im Wasserhaushaltsgesetz sowie in Gefahrgut- 
verordnungen im Bereich des Verkehrsrechts enthalten. Der demnächst 
dem Bundeskabinett zuzuleitende Entwurf der Gefahrstoff Verordnung 
sieht in Ergänzung der bereits bestehenden Vorschriften eine Kennzeich- 
nungspflicht auch für ortsfeste Behälter vor. 


37. Abgeordneter Welche Gründe haben das Bundesversiche- 

Baum rungsamt zu der drastischen Beitragserhöhung 

(FDP) für Sportvereine und die unterschiedhche Ein- 

ordnung kommerzieller Sport- imd Gymnastik- 
schulen im Vergleich zu den Sportvereinen ohne 
Gespräche mit den betroffenen Sportverbänden 
bzw. ihren Dachorganisationen bewogen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 28. Januar 

Das Bundesversicherungsamt hat als Aufsichtsbehörde gegenüber der 
Verwaltungs-Berufsgenossenschaft deren neuen Gefahrtarif genehmigt. 
Dieser ist als Selbstverwaltungsangelegenheit von der Vertreterver- 
sammlung der Berufsgenossenschaft, also von den Mitghedsuntemeh- 
men und den Versicherten, als autonomes Recht beschlossen worden. 
Gerade weü es sich um einen Akt der Selbstverwaltung handelt, ist es 
nicht üblich, vorab mit den durch die Selbstverwaltung Vertretenen 
Abstimmungsgespräche zu führen. 

Mit Hilfe der verschiedenen Gefahrklassen des Gefahrtarifs werden ent- 
sprechend gesetzlicher Verpflichtung die Beiträge zur' gesetzhchen 
Unfallversicherung nach dem Grad der Unfallgefahr abgestuft. Die 
Gefahrklasse ist neben dem Arbeitsentgelt der Verteüungsmaßstab, nach 
dem die Aufwendungen der Berufsgenossenschaft auf die einzelnen 
Mitgliedsuntemehmen umgelegt werden. Die Berufsgenossenschaft hat 
einen Gestaltungsspielraum, nach welchen Grundsätzen sie die Risikoge- 
meinschaften zusammengestellt, ob sie den Gefahrtarif z. B. nach Unter- 
nehmenszweigen, nach Tätigkeiten oder nach einer Kombination von 
beiden unterghedert. Die Verwaltungs- Berufsgenossenschaft hat dem 
Beispiel der meisten Berufsgenossenschaften folgend ihren Gefahrtarif 
auf Untemehmenszweige umgestellt. Das bedeutet, daß alle Versicherten 
eines Untemehmenszweiges der gleichen Gefahrklasse zugeordnet sind 
ohne Rücksicht auf die Art ihrer Tätigkeit. Maßgebend für die Festset- 
zung der Gefahrklassen sind die Belastungen, die Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten in den jeweiligen Bereichen in einem längeren Zeit- 
raum verursacht haben. 

Bei den Sportvereinen hat sich heraus gestellt, daß ihre Beiträge nur zu 
etwas mehr als einem Drittel die durch sie verursachten Aufwendungen, 
insbesondere für Entschädigungen an die versicherten MitgÜeder und 
Bediensteten der Sportvereine, deckten. Zwei Drittel der Aufwendungen 
für Sportvereine wurden daher von den übrigen MitgÜedem der Verwal- 
tungs-Berufsgenossenschaft aufgebracht. Diese sehen es aber nicht als 
ihre Aufgabe an, den Sport zu subventionieren. 

Durch Erhöhung der Beitragsbelastung der Sportvereine soll das Mißver- 
hältnis zwischen Beitragsaufkommen und Entschädigungslast ausgegli- 
chen werden. 
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Bei den von Ihnen angesprochenen kommerziellen Sport- und Gymna- 
stikschulen ist das Verhältnis zwischen Beitragsaufkommen und Bela- 
stung durch Versicherungsfälle ungleich günstiger, nicht zuletzt auch 
deshalb, weil hier kaum ehrenamtlich Tätige versichert sind. 

Wie ich bereits in der vergangenen Woche auf die mündlichen Fragen 
des Abgeordneten Tillman hin mitgeteilt habe, finden zur Zeit Gespräche 
zwischen der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft und dem Deutschen 
Sportbund statt, deren Ergebnisse zunächst abgewartet werden sollten. 

38. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die bei den 

Baum freiberuflich beratenden Ingenieuren, die viel- 

(FDP) fach auch unter Abschwächung der Baukon- 

junktur leiden, vorgenommene Erhöhung der 
Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung um 
100 V. H.? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 28. Januar 

Die Ghederung des Gefahrtarifs der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
hat dazu geführt, daß die beratenden Ingenieure mit den übrigen Inge- 
nieuren sowie den Architekten u. a. in einer Gefahrtarif stelle nüt der 
Gefahrklasse 2 zusammengefaßt wurden. Die Umstellung des Gefahr- 
tarifs brachte Erhöhungen, aber auch Absenkungen der Gefahrklassen 
mit sich. Ich habe das Bundesversicherungsamt gebeten, mir über die 
näheren Umstände der Umstellung bei den Ingenieuren, insbesondere 
die zugrundehegenden Belastungsziffem zu berichten. Sobald mir der 
Bericht vorhegt, werde ich Sie unterrichten. Ich darf aber jetzt schon 
darauf hinweisen, daß die jeweihge konjunkturelle Lage kein Kriterium 
für die Festsetzung der Gefahrklassen sein kann. 


39. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß von deut- 
schen Unternehmen auf dem Gebiet der Arbeits- 
medizin Forschungen vorangetrieben werden, 
die es ermöghchen, durch Genanalyse bestimm- 
te Anfälhgkeiten für Allergien oder andere 
Krankheiten festzustellen und auf Grund dieser 
Erkenntnisse Entscheidungen über die Einstel- 
limg von Arbeitnehmern zu fällen, und wenn ja, 
welche Folgerungen zieht sie daraus? 


40. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregieiung einen eventu- 
ellen Einsatz von Testverfahren zur Genanalyse 
bei Arbeitnehmern in der Bimdesrepublik 
Deutschland im Zusammenhang mit „ Schutz der 
Persönhchkeitssphäre " und „ Menschenwürde " , 
und sieht sie einen Anlaß, auf diesem Gebiet 
gesetzhche Regelungen vorzuschlagen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 29. Januar 


Informationen, daß in der Bundesrepubhk Deutschland von Unterneh- 
men auf dem Gebiet der Arbeitsmedizin Forschungen mit dem Ziel einer 
Genanalyse vorangetrieben werden, hegen der Bundesregierung nicht 
vor. 

Nach allgemeiner Rechtsauffassung darf der Arbeitgeber vor einer Ein- 
stellung den Arbeitnehmer nur mit dessen Einverständnis einem Prü- 
fungs- oder Untersuchungsverfahren unterziehen und auch nur insoweit. 
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als die auf diesem Wege zu erzielenden Ergebnisse oder Erkenntnisse 
erforderlich oder zumindest zweckmäßig sind, um die Eignung des 
Arbeitnehmers für den konkreten Arbeitsplatz oder die zu leistende 
Arbeit zu überprüfen. Eingriffe in die Intimsphäre des Arbeitnehmers 
sind dabei grundsätzlich unzulässig. Rechtsprechung und Rechtslehre 
haben darüber hinaus in einer Reihe von Einzelfallentscheidungen und 
grundsätzlichen Abhandlungen Grenzen für die Zulässigkeit von Einstel- 
lungsuntersuchungen gezogen, die sich insbesondere an Artikel 1 Abs. 1 
des Grundgesetzes (Schutz der Würde des Menschen und des allgemei- 
nen Persönlichkeitsrechts) und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
der Verfassungsrang hat, messen lassen müssen. So ist allgemein aner- 
kannt, daß derartige Untersuchungen nicht zu umfangreichen Persön- 
lichkeitsanalysen führen dürfen, Gesetzhch niedergelegte und eindeutig 
definierte Zumutbarkeits- und Zulässigkeitsgrenzen g|bt es jedoch im 
deutschen Recht nicht. 

Hinzuweisen ist aber darauf, daß nach § 94 des Betriebsverfassungsge- 
setzes Personalfragebögen, allgemein im Betrieb verwendete persönliche 
Angaben in schrifthchen Arbeitsverträgen und die Aufstellung allgemei- 
ner Beurteilungsgrundsätze der Zustimmung des Betriebsrats bedürfen. 
Auch dadurch wird unzulässigen Eingriffen in die Persönlichkeitsrechte 
des Arbeitnehmers vorgebeugt. Was in Personalfragebögen nicht erfragt 
werden darf, darf grundsätzlich auch in ärztiichen Untersuchungen nicht 
ermittelt werden. 

Die Bundesregierung sieht derzeit keinen aktuellen Anlaß, auf diesem 
Gebiet gesetzliche Regelungen vorzuschlagen. 


41. Abgeordneter 
Doss 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Doss 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 31. Januar 

Ausschließlich für Zwecke der Blindenforschung hat die Bundesregie- 
rung im Jahr 1984 5400Ö0DM zur Verfügung gestellt. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß sich Forschungsvorhaben üblicherweise über meh- 
rere Jahre erstrecken und die 1984 zur Verfügung gestellten Mittel 
Teübeträge größerer Forschungsaufträge sind. 303 500 DM hat die Bun- 
desregierung 1984 für Forschungsvorhaben zur Verfügung gestellt, die 
sowohl der Gruppe der Blinden und wesentlich Sehbehinderten als auch 
den Hör- und Sprachgeschädigten zugute kommen. 

Für Forschungen und Modellmaßnahmen ausschließlich im Bereich der 
Hör- und Sprachgeschädigten stellte die Bundesregierung im Jahr 1984 
insgesamt 1124 000 DM zur Verfügung. Die Forschungsvorhaben für 
diese Personengruppe erstreckten sich ebenfalls üblicherweise über 
mehrere Jahre, so daß es sich auch hier um Teübeträge handelt. 

Die Bundesregierung kann die in Ihrer Frage angegebenen Daten und 
Zusammenhänge bezüglich der Anzahl der hörbehinderten Menschen 
und der Benutzer eines Hörgerätes nicht bestätigen. Jeder Hörgeschä- 
digte, der der gesetzlichen Krankenversicherung angehört (rund 92 v. H. 
der Bevölkerung sind Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung), 


Wie viele Mittel hat die Bundesregierung 1984 
für die Blindenforschung zur Verfügung gestellt? 


Wie viele Mittel hat die Bundesregierung 1984 
für die Hörbehindertenforschung zur Verfügung 
gestellt, und hat sie bei der Mittelbemessung 
berücksichtigt, daß von 5 v. H. hörbehinderten 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland 
nur 2 V. H. mit einem Hörgerät ausgestattet sind? 
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kann, sofern die medizinische Notwendigkeit dafür vorliegt, vom Arzt ein 
Hörgerät verordnet bekommen. Dies geschieht auch in erheblichem 
Umfange. So stiegen die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung für Hörhilfen in den ersten drei Quartalen 1984 um insgesamt 
19,7 V. H. gegenüber dem Vorjahreszeitraum an. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


43. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Hausfrau- 
en für die Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeiten 
als Schöffen oder Beisitzer in Wehrdienstverwei- 
gerungsausschüssen nur den niedrigsten Satz 
von derzeit 6 DM als Entschädigung erhalten, 
und was gedenkt sie zu tun, um diese Diskrimi- 
nierung von Hausfrauen gegenüber berufstäti- 
gen Frauen und Männern zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 23. Januar 

Die Beisitzer in den Ausschüssen und Kammern für Kriegsdienstverwei- 
gerung werden nach dem Gesetz über die Entschädigung der ehrenamt- 
lichen Richter entschädigt. 

Die Entschädigung wird für Zeitversäumnis (insbesondere etwaigen Ver- 
dienstausfall), Fahrtkosten und Aufwand (Tagegeld) gewährt. Neben 
dem Grundbetrag von 6 DM je Stunde wird eine Verdienstausfallent- 
schädigung bis zu 14 DM je Stunde - je nach Höhe des Bruttoeinkom- 
mens- gewährt, soweit ein Verdienstausfall nachgewiesen wird. Da 
Hausfrauen keinen Verdienstausfall nachweisen können, kann Ihnen nur 
der Grundbetrag von 6 DM je Stunde gewährt werden. 

Da es sich um eine ehrenamtliche Tätigkeit für das Gemeinwesen handelt 
und Beisitzer durchschnittlich nur zu etwa vier Sitzungstagen pro Jahr 
herangezogen werden, plant die Bundesregierung derzeit nicht, die Ent- 
schädigungssätze für Nichterwerbstätige zu ändern. 


44. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


Denkt der Bundesminister der Verteidigung an 
eine Neukonzeption der Wohnungsfürsorge für 
Soldaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 24. Januar 

Der jetzige Bestand von rund 152 000 Bundesdarlehenswohnungen, Bun- 
desmietwohnungen und mit Bundesmitteln geförderter Familienheime 
sowie die zahlreichen Wohnungen des freien Marktes reichen aus, um 
den versetzten Soldaten alsbald eine Wohnung am neuen Dienstort zur 
Verfügung zu stellen. 

Es bedarf daher keiner Neukonzeption, sondern vielmehr einer Anpas- 
sung der Wohnungsfürsorge an den sich ändernden Wohnungsmarkt 
insbesondere in Ballungsgebieten. Diese wird erreicht durch die Verlän- 
gerung abgelaufener Besetzungsrechte an Bundesdarlehenswohnungen, 
den Erwerb von Besetzungsrechten an Wohnungen des freien Marktes 
und die Förderung von Neubauten, sofern ein dringender Bedarf dies 
erfordert. 
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45. Abgeordneter Wie ist die landsmannschaftliche Gliederung 

Dr. Wittmann (nach Bundesländern) der Angehörigen des Bun- 

(CDU/CSU) desministeriums der Verteidigung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 25. Januar 

Nach Artikel 36 Abs. 1 des Grundgesetzes sind bei den obersten Bundes- 
behörden Beamte aus allen Ländern in angemessenem Verhältnis zu 
verwenden. Aus diesem Grunde wird im Personalstammblatt der Beam- 
ten die landsmannschaftliche Zugehörigkeit erfaßt. Eine entsprechende 
Statistik über die zivüen Angehörigen des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung ist nachstehend aufgeführt. 

Eine dem Artikel 36 Abs. 1 des Grundgesetzes entsprechende Rege- 
lung ist für Soldaten nicht getroffen. 

Stand: Januar 1985 


Landsmannschaftliche Gliederung der zivüen Angehörigen 
des Bundesministeriums der Verteidigung 


Bundesland 

Beamte 

Angestellte 

Arbeiter 

Gesamt 

Schleswig- Holstein 

105 

23 

— 

128 

Hamburg 

24 

3 

1 

28 

Niedersachsen 

186 

69 

1 

256 

Bremen 

17 

4 

— 

21 

Nordrhein- Westfalen 

1112 

1 010 

208 

2 330 

Hessen 

101 

21 

2 

124 

Rheinland-Pfalz 

192 

117 

16 

325 

Baden- Württemberg 

116 

20 

— 

136 

Bayern 

144 

22 

1 

167 

Saarland 

20 

1 

— 

21 

Berlin 

26 

18 

. 

44 

Gesamt 

2 043 

1 308 

229 

3 580 


46. Abgeordneter Für welche militärischen Einheiten und für wel- 

Dr. Schöfberger che Waffen wird das Munitionsdepot im Krönin- 

(SPD) ger Forst bei Landshut (Niederbayern) gebaut? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 28. Januar 

Das im Kröninger Forst geplante NATO-Depot wird durch das II. Korps 
betrieben werden. Es werden dort Munition, Betriebsstoff, Gerät und 
Verpflegung eingelagert werden. 

Angaben über die Art der in einer militärischen Anlage lagernden Waffen 
bzw. Munition unterliegen der Geheimhaltung. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich deshalb nähere Angaben nicht machen 
kann. 


47. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Wie hoch werden Flächenbedarf, Bauvolumen 
und Baukosten für das Munitionsdepot unter Be- 
rücksichtigung geplanter Schutzmaßnahmen für 
die Zivübevölkerung sein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 28. Januar 

Für diese Anlage wird eine Räche von etwa 17 Hektar benötigt. Für den 
Bau des Gemeinschaftsgebäudes einschließlich Wache, von Lagerhäu- 
sern und Tanks sowie Straßen und Plätzen sind etwa 10 MiUionen DM 
veranschlagt. Die getroffenen Sicherheitsmaßnahmen gewährleisten 
einen umfassenden Schutz der Bevölkerung. 


48. Abgeordneter Wann sind Baubeginn und Bauende zu er- 

Dr. Schöfberger warten? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 28. Januar 

Mit der Bauausführung wird voraussichtlich Ende 1985/ Anfang 1986 
begonnen werden. Die Fertigstellung ist dementsprechend für die zweite 
Hälfte 1988 geplant. 

Wie viele zivile imd/oder müitärische Arbeits- 
plätze werden während des Baus und beim 
späteren Betrieb des Munitionsdepots ge- 
schaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 28. Januar 

Die Baumaßnahmen werden durch private Unternehmen ausgeführt. Die 
Anzahl der dafür eingesetzten Personen liegt nicht vor. 

Für den anschließenden Betrieb des Depots werden zwei Soldaten und 
etwa 14 zivile Mitarbeiter (ohne Bewachungspersonal) eingesetzt sein. 


49. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


50. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 

(SPD) 


Wie viele der tauglich gemusterten Wehrpflichti- 
gen des Geburtsjahrganges 1960, die nicht als 
Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden sind 
und bei denen auch kein laufendes Anerken- 
nungsverfahren als Kriegsdienstverweigerer 
einer Einberufung zur Bundeswehr entgegen- 
steht, haben inzwischen Grundwehrdienst gelei- 
stet bzw. leisten ihn derzeit (einschließlich derje- 
nigen, die ihrer Grundwehrdienstpflicht als Zeit- 
oder Berufssoldat nachgekommen sind oder 
nachkommen), und wie viele sind noch nicht 
zum Grundwehrdienst einberufen worden, ob- 
wohl ihrer Einberufung kein Grund im Sinne der 
§§10 bis 13 b Wehrpflichtgesetz entgegensteht 
(jeweils absolute und prozentuale Zahlen)? 


51. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 

(SPD). 


Wie lautet die der Frage 50 entsprechende 
Antwort für den Geburtsjahrgang 1961? 


52. Abgeordneter 

Dr. Emmerlich 

(SPD) 


Wie lautet die der Frage 50 entsprechende 
Antwort für den Geburtsjahrgang 1962? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 29. Januar 

Zur Beantwortung Ihrer Fragen nach der Zahl der Wehrpflichtigen aus 
den Geburtsjahrgängen 1960, 1961 und 1962, die Wehrdienst geleistet 
haben oder ihn zur Zeit leisten und nach der Zahl derjenigen, die noch 
nicht einberufen worden sind, sind Erhebungen notwendig, die noch 
ca. 14 Tage in Anspruch nehmen. Nach Vorliegen der Auswertung wer- 
den Sie unterrichtet. 


53. Abgeordneter 

Kuhlwein 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß die 
auf Bundes-, Landes- und Kreisstraßen in den 
Kreisen Herzogtum Lauenburg und Stormarn 
zum Zwecke der Landesverteidigung (siehe Ant- 
wort auf meine schriftliche Frage 114, Drucksa- 
che 10/2698) niedergebrachten und mit Kanal- 
deckeln versehenen Schächte für die Anbrin- 
gung von nuklearen Minen vorgesehen sind, 
und worin bestehen die genannten „Zwecke 
der Landesverteidigung " ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 28. Januar 

Die von Ihnen angesprochenen Straßensprengschächte dienen dazu, im 
Verteidigungsfall Straßen durch Sprengungen dort zu sperren, wo es 
keine LFmgehungsmöglichkeiten gibt. Damit soll das Vordringen feindli- 
cher Streitkräfte verlangsamt und ihre Bekämpfung erleichtert werden. 

Straßensprengschächte werden bereits im Frieden gebaut. Dies gestattet 
es, die zum Erreichen der gewünschten Wirkung günstigsten Werte 
genau zu berechnen. Damit werden im Verteidigungsfall Zeit, Kräfte und 
Mittel gespart und eine größtmögliche Schadensbegrenzung erreicht. 

Straßensprengschächte sind - wie übrigens alle zwischen dem Bundes- 
nünisterium der Verteidigung und den NATO-KommandobehÖrden 
abgestimmten Sperreinbauten - ausschließlich für die Verwendung von 
konventionellem Sprengstoff bestimmt. 

Alle diese Maßnahmen dienen in Verbindung mit anderen Planungen 
und Durchführungen der Herstellung einer glaubwürdigen, den Frieden 
auch für die Zukunft sichernden Abschreckung. 


54. Abgeordneter 
Schröder 
(Hannover) 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Bei- 
spiel für die Zersetzung der Bundeswehr an der 
Sicherheitsschule der Bundeswehr in Bad Ems 
die Teilnahme eines Bundeswehroffiziers, der 
Mitglied des „Darmstädter Signals" ist, an einer 
Podiumsdiskussion zur Friedens- und Sicher- 
heitspohtik gemeinsam mit einem sozialdemo- 
kratischen Landtagsabgeordneten sowie die 
Verteilung eines Flugblattes zu dieser Veranstal- 
tung mit Kritik an der Nachrüstung genannt 
wird, und sieht die Bundesregierung die Teil- 
nahme eines Bundeswehroffiziers an einer frie- 
denspolitischen Diskussion mit einem SPD- Par- 
lamentarier als Lehrbeispiel für die „ Zersetzung 
der Bundeswehr" an? 
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55. Abgeordneter 

Schröder 

(Hannover) 

(SPD) 


Falls nicht, wird die Bundesregierung veranlas- 
sen, daß das genannte Beispiel nicht mehr im 
Unterricht an der Sicherheitsschule verwendet 
wird und eventuell entsprechende Unterrichts- 
materialien aus dem Unterricht herausgezogen 
werden? 


56. Abgeordneter 

Schröder 

(Hannover) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die Beteiligung eines 
Bundeswehrangehörigen am „Darmstädter Si- 
gnal" für eine diensthch zu ahnende oder jeden- 
falls zu mißbilligende Betätigung, oder teilt sie 
meine Meinung, daß es sich dabei um eine Aus- 
übung der den Soldaten zustehenden Freiheit 
der Meinungsäußerung handelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 29. Januar 

Der Bundesregierung ist das von Ihnen genannte Unterrichtsbeispiel der 
Schule für Nachrichtenwesen der Bundeswehr (SNBw) nicht bekannt und 
es wurde in Ausbildung und Lehre bei der SNBw nicht verwandt. 

Die dienstrechtliche Beurteilung der Beteiligung eines Bundeswehrange- 
hörigen am „Darmstädter Signal" hängt jeweils von den Umständen des 
Einzelfalles ab. 

Entscheidend ist dabei, ob und inwieweit der Bundeswehrangehörige die 
Schranken verletzt hat, die für die Wahrnehmung des Rechts auf freie 
Meinungsäußerung im Grundgesetz und Soldatengesetz vorgegeben 
sind. 


57. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Warum standen bei der Flugzeugabsturz -Kata- 
strophe am 28. Mai 1984 in Linz/Rhein sowohl 
Spezialisten der Bundeswehr als auch Männer 
der Katastrophenschutzorganisationen dem Pro- 
blem völhg hilflos gegenüber, und warum wur- 
den keinerlei Maßnahmen ergriffen, wie sie laut 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine An- 
frage der Fraktion DIE GRÜNEN betreffend 
„Gefährdung durch militärische Tiefflugübun- 
gen", Drucksache 10/2249, den Brandschutz- 
und Rettungsdiensten der Streitkräfte bekannt 
und Teil der sogenannten Alarmpläne für Notfäl- 
le mit Luftfahrzeugen waren und auch an zivüe 
Notdienste empfohlen wurden? 


58. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die Behauptung eines Niederlän- 
dischen Rundfunkteams und einer Neuwieder 
Zeitung zu klären, daß zwei bis vier Personen an 
Folgewirkungen durch das Ausströmen von Hy- 
drazin erkrankt sind, damit die verbreitete Unsi- 
cherheit der betroffenen Bewohner des Ortsteils 
Roniger Hof der Stadt Linz möglichst rasch be- 
seitigt wird? 


24 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode DrUCkSache 10/2827 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 29. Januar 

Der Bunde sminister der Verteidigung hat erstmals durch ein Schreiben 
des Bürgermeisters der Verbandsgemeinde Linz/Rhein vom 17. Januar 
1985 von der Behauptung Kenntnis erhalten, der Einsatz der Rettungs- 
dienste sei unzureichend gewesen und Personen seien als Folge von 
Hydrazineinwirkung erkrankt. Bis dahin lagen keinerlei entsprechende 
Hinweise vor. Eine Überprüfung ist veranlaßt. Sobald ein Ergebnis vor- 
hegt, werde ich Sie unterrichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


59. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Wie hoch war bzw. ist in den einzelnen Jahren 
von 1975 bis 1985 der durchschnitthche Jahres- 
zahlbetrag an Kindergeld je Kind? 


bO. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Wie hoch war bzw. ist dementsprechend in den 
einzelnen Jahren von 1975 bis 1985 der jährhche 
Zuwachs des durchschnitthche n Jahreszahlbe- 
trags an Kindergeld je Kind? 


61. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Wie hoch werden in den einzelnen Jahren von 
1985 bis 1988 der durchschnitthche Jahreszahl- 
betrag an Kindergeld je Kind sowie die jährh- 
chen Veränderungen der Jahreszahlbeträge bei 
Zugrundelegung des Gesetzesvorschlags der 
Bundesregierung sein? 


62. Abgeordneter 

Rapp 

(Göppingen) 

(SPD) 


Mit welchen Zuwachsraten verändern sich die 
durchschnitthchen Jahresbeträge des Famihen- 
lastenausgleichs je Kind gemessen als Summe 
aus Kinderfreibeträgen, Kinderadditiven bei den 
Sonderausgaben, Kindergeld und Kindergeldzu- 
schlag in den einzelnen Jahren von 1979 bis 
1988, wenn man für die Jahre ab 1985 den Ge- 
setzentwurf der Bundesregienmg zugrunde legt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. Januar 

Der durchschnitthche Jahreszahlbetrag an Kindergeld je Kind bleibt 
voraussichthch bis 1988 etwa auf dem Niveau von 1985. Allerdings darf 
man von 1986 an das Kindergeld nicht aUein betrachten, sondern muß 
den wesenthch erhöhten Kinderfreibetrag, den einkommensabhängigen 
Kindergeldzuschlag, das Erziehimgsgeld und auch die erhöhten Ausbil- 
dungsfreibeträge einbeziehen. Selbst wenn man nur die Ausgaben für 
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Kindergeld und Kindergeldzuschlag und die steuerlichen Mindereinnah- 
men durch Kinderfreibeträge und Kinderadditive bei den Sonderausga- 
ben zusammengefaßt, ergibt sich von 1985 auf 1986 eine Steigerung von 
Volumina um 5,3 Milharden DM auf 22,7 MiUiarden DM. 

Durchschnitthche Jahresbeträge je Kind lassen sich daraus allerdings 
nicht errechnen und zwar aus zwei Gründen: 

Erstens ist die Zahl der Kinder, für die einerseits Kindergeld gezahlt und 
andererseits Kinderfreibeträge anerkannt werden, nicht identisch. Zwei- 
tens lassen sich die Entlastungswirkimgen der Kinderadditive bei den 
Sonderausgaben und die Ausgaben für Erziehungsgeld und Kindergeld- 
zuschlag nicht auf eine Gesamtzahl der Kinder beziehen. 


Zahlen zu dem den Eltern gezahlten Kindergeld 


Haushaltsjahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 2) 

1985 2) 

Durchschnitt- 
hcher Jahres- 
zahlbetrag 
je Kind DM 

820 

825 

820 

911 

1033 

1068 

1 188 

1097 

1031 

1025 

1020 

Veränderung von 
Jahr zu Jahr um 

V. H. 



-h 0,6 

- 0,6 

+ 11,1 

+ 13,4 

-h 3,4 

+ 11,2 

- 7,7 

- 6,0 

- 0,6 

- 0,5 


’) Für die Zeit bis einschließlich 1983 von der Bundesanstalt für Arbeit errechnet. 
Für die Folgezeit vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
geschätzt unter Zugnmdelegung des jeweüigen Haushaltsansatzes bzw. des 
geltenden mehrjährigen Finanzplans. 

Dazu kommen 432 DM Kinderfreibetrag 

Welche Beträge ergeben sich in den einzelnen 
Jahren von 1982 bis 1988 als Summe aus Kinder- 
geld, steuerhchen Kinderfreibeträgen bzw. Kin- 
derbetreuungskosten, Kinderadditiven hei den 
Sonderausgaben und Kindergeldzuschlag, und 
wie werden sie sich ab 1986 entsprechend den 
Beschlüssen der Bundesregierung verändern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. Januar 

Die Ausgaben für Kindergeld und die steuerhchen Mindereinnahmen 
durch Kinderbetreuungskosten, Kinderfreibeträge und Kinderadcütive 
bei den Sonderausgaben betrugen insgesamt 1982 20,181 MiUiarden 
DM, 1983 18,383 MiUiarden DM, 1984 17,965 MiUiarden DM und wer- 
den sich 1985 auf rund 17,38 MiUiarden DM belaufen. Die steuerhchen 
Mindereinnahmen durch Kinderfreibeträge und die Ausgaben für Kin- 
dergeld, Kindergeldzuschlag und Erziehungsgeld, das hier in die 
Betrachtung einbezogen werden muß, werden voraussichthch 1986 
24,2 Müharden DM, 1987 24,6 Müharden DM und 1988 24, 15 Müharden 
DM betragen. 

64. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) . 

65. Abgeordneter 
Zander 
(SPD) 


Welche durchschnittiichen Jahresbeträge bis 
1988 je Kind in DM ergeben sich daraus? 


Welche durchschnittiichen Jahresbeträge bis 
1988 je Kind in DM ergeben sich, wenn man den 
durchschnittiichen Jahresbetrag je Kind des Jah- 
res 1982 mit dem eingetretenen bzw. in der mit- 


63. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 
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telfristigen Steuerschätzung der Bundesregie- 
rung angenommenen jährlichen Anstieg der Le- 
benshaltungskosten „dynamisiert" rechnet? 


66. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. Januar 

Durchschnittliche Jahresbeträge bis 1988 lassen sich je Kind nicht errech- 
nen und zwar aus zwei Gründen: Erstens ist die Zahl der Kinder, für die 
einerseits Kindergeld und andererseits steuerliche Kinderfreibeträge 
gewährt werden, nicht identisch. Zweitens lassen sich die steuerlichen 
Mindereinnahmen durch Anerkennung von Kinderbetreuungskosten 
und Kinderadditiven bei den Sonderausgaben nicht auf eine Gesamtzahl 
der Kinder beziehen, weil sie nur bei einem Teil wirksam werden. 

Da eine entsprechende Bezugsbasis fehlt, läßt sich auch kein effektiver 
durchschnittlicher Jahresbetrag je Kind für 1982 ermitteln und damit 
keine Hochrechnung entsprechend dem jährhchen Anstieg der Lebens- 
haltungskosten durchführen. 


Welche Beträge ergeben sich in den einzelnen 
Jahren von 1982 bis 1988, wenn man bei der 
jeweils zu berücksichtigenden Kinder zahl diese 
„dynamisiert" gerechneten Jahresbeträge je 
Kind in DM zugrunde legt? 


Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung 
Anhaltspunkte für eine Beurteilung dahin ge- 
hend, daß die in Berlin (West) in den beiden 
zurückliegenden Jahren im Vergleich zum Bun- 
desdurchschnitt günstigere Entwicklung der 
Zahl der Geburten mit dadurch bedingt ist, daß 
ab 1983 ein Familiengeld eingeführt worden ist 
und daß die im Vergleich zu den anderen Stadt- 
staaten und vielen Großstädten wesenüich höhe- 
re, Geburtenrate auf das insgesamt hohe Niveau 
der Förderung der Familien durch landeseigene 
Maßnahmen und durch den Bund im Rahmen 
des Berlinförderungsgesetzes zurückzuführen 
ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. Januar 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, ob die 
Einführung des Familiengeldes im Jahr 1983 zu einem Anstieg der 
Geburten im Land Berlin geführt hat. 

Die Bundesregierung weiß, daß sich viele Eltern mehr Kinder wünschen 
als sie tatsächhch haben, und sie will nüt ihren famüienpohtischen Maß- 
nahmen wirtschaftiiche Benachteüigungen abbauen, die der Verwirkh- 
chung dieses Wunsches entgegenstehen. 

68. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, im 

Feilcke Rahmen ihrer laufenden oder künftig in Aussicht 

(CDU/CSU) genommenen Vorhaben der Famüien- und Be- 

völkerungsforschung auch die besonderen fami- 
lienfördernden Maßnahmen in Berhn (West) und 
deren Auswirkungen einzubeziehen und gege- 
benenfalls dabei im Zusammenwirken mit dem 
Senat von Berlin auch wissenschaftiiche Insti- 
tutionen in Berhn (West) zu beteüigen? 


67. Abgeordneter 
Feilcke 
(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. Januar 

Die Bundesregierung bereitet zur Zeit eine Reihe von Untersuchungen 
zur Verbesserung der Daten über die Situation der Familien in der 
Bundesrepublik Deutschland vor. Dabei wird sie auch die Möglichkeit 
einer Untersuchung der familienpoUtischen Maßnahmen der Bundeslän- 
der und der demo graphischen Entwicklung in den Bundesländern 
prüfen. 

Forschungsprojekte des Bundes werden in der Regel ausgeschrieben. Bei 
solchen Ausschreibungen werden auch Forschungsinstitute in Berlin 
(West) beteüigt. 


69. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 25. Januar 

Ihre Frage läßt sich nicht beantworten, da es die von Ihnen unterstellten 
Annahmen über die künftige Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
nicht gibt. 


70. Abgeordneter Wie stark nehmen die seit 1982 nominell unver- 

Schiatter änderten Kindergeldsätze -gemessen an der 

(SPD) realen Kaufkraft (vgl. Drucksache 10/2052, 

S. 35) — in DM für eine Familie mit drei bzw. vier 
kindergeldberechtigten Kindern in den einzel- 
nen Jahren von 1982 bis 1988 ab, wenn man ab 
1985 die Annahmen für die letzte mittelfristige 
Steuerschätzung zugrunde legt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 30. Januar 

Nach dem Preisindex für die Lebenshaltxmgskosten aller privaten Haus- 
halte sind folgende Kaufkraftverluste eingetreten: 

1983 gegenüber dem Jahresdurchschnitt 1982 

ein Verlust von 3,2 v. H.; 

1984 gegenüber dem Jahresdurchschnitt 1983 , 

ein Verlust von 2,4 v. H. 

Demgemäß ist der Kaufkraftwert, den das monatiiche Kindergeld von 
Eltern mit drei bzw. vier Kindern hat, von nominal 370 DM bzw. 610 DM 
im Jahr 1982 

um 11,84 DM bzw. 19,52 DM im Jahr 1983, 
um 8,59 DM bzw. 14,17 DM im Jahr 1984 

gesunken. 

Für die folgenden Jahre gibt es keine entsprechenden Annahmen. 

Am Rande sei erwähnt, daß im Jahreswirtschaftbericht 1985 der Bundes- 
regierung ein Anstieg der Verbraucherpreise im Jahr 1985 um 2 v. H. 
angenommen wird. 


Auf welchen Betrag müßte das Kindergeld je 
Kind bis zum 31. Dezember 1988 gegenüber 
1982 erhöht werden, um es entsprechend dem 
Anstieg der Lebenshaltxmgskosten (nach den 
Annahmen der mittelfristigen Steuerschätzung) 
zu dynamisieren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


71. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung das in BR- 

Dr. Ehmke Drucksache 558/84 angekündigte „ Dieselkon- 

(Ettlingen) zept" zur Verringerung der gas- und partikelför- 

{DIE GRÜNEN) migen Schadstoffe im Abgas von leichten und 

schweren Nutzfahrzeugen vorlegen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. Januar 

Die Bundesregierung wird das angekündigte „Dieselkonzept" unverzüg- 
lich vorlegen, sobald die erforderlichen Arbeiten abgeschlossen sind. Die 
Vorlage hat sich durch die Schwierigkeit der Materie verzögert. Im 
übrigen wird auf den Verkehrsbericht Punkt 79 verwiesen. 


72. Abgeordneter Welche Zielvorstellungen will die Bundesregie- 

Dr. Ehmke rung in dieses „Dieselkonzept" einfließen las- 

(Ettlingen) sen, insbesondere im Hinblick auf den. fortge- 

(DIE GRÜNEN) schrittenen Stand der Technik in den USA und 

Kalifornien? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 25. Januar 

Ziel der Bundesregierung ist die weitere Verminderung der gas- und 
partikelförmigen Schadstoffe im Abgas von Dieselfahrzeugen sowie ein 
verbessertes Überwachungsverfahren. Dabei wird die internationale Ent- 
wicklung — insbesondere die der US- Vorschriften - berücksichtigt wer- 
den entsprechend den vorgesehenen Vorschriften für Ottomotoren. 


73. Abgeordneter Wie viele von den 3 700 Ausbüdungsplätzen im 

Dr. Jobst gewerblich-technischen Bereich und wie viele 

(CDU/CSU) von den 500 Ausbüdungsplätzen im kaufmänni- 

schen Bereich beabsichtigt die Deutsche Bun- 
desbahn im Jahr 1985 unbesetzt zu lassen, und 
wie begründet sie ihre Absicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. Januar 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) beabsichtigt, im Jahr 1985 rund 
1 400 Auszubüdende für gewerblich- technische Berufe zur Deckung des 
Eigenbedarfs einzusteUen. Für den kaufmännischen Bereich sind aus 
Bedarfsgründen keine Einstellungen vorgesehen. 

Diese Planung stützt sich auf die durch die Verkehrsentwicklung und die 
Rationalisierungsanstrengungen zu erwartende Bedarfslage und berück- 
sichtigt ferner die Notwendigkeit, den vorhandenen Personalmehrbe- 
stand abzubauen. 

Die Überlegungen der Bundesregierung über die Besetzung der von der 
DB für den Eigenbedarf nicht benötigten rund 2 700 Ausbüdungsplätze 
sind noch nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
auch im Jahr 1985 wie in den Vorjahren eine Regelung getroffen wird, die 
den Belangen der DB und den büdungs- und arbeitsmarktpolitischen 
Zielsetzungen der Bundesregierung gleichermaßen gerecht wird. 
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74. Abgeordneter Wie viele von den 3512 Auszubildenden, die 

Dr. Jobst auslernen, beabsichtigt die Deutsche Bundes- 

(CDU/CSU) bahn zu übernehmen, und wie begründet sie 

ihre Absicht, falls nicht alle übernommen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 24. Januar 

Im Jahr 1985 werden rund 3400 AuszubÜdende ihre Ausbüdung been- 
den, davon rund 340 Kaufleute im Eisenbahn- und Staßenverkehr (KiES) ; 
hinzu kommen noch diejenigen Auszubildenden, die ihre Ausbüdung 
mit vorgezogener Prüfung schon 1985 abschheßen. 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) kann davon auf Grund ihrer Personalbe- 
darfslage nur 925 übernehmen. Dazu kommen noch rund 75 besonders 
qualifizierte AuszubÜdende mit vorgezogenem Ausbüdungsabschluß 
sowie rund 330 Übernahmen aus EinsteUungszusagen aus dem Jahr 
1983. Die Zahl der für eine Übernahme in den Dienst der DB vorgesehe- 
nen Auszubüdenden erhöht sich dadurch auf insgesamt 1 330. 

Die gegenwärtige Personalsituation der DB wird durch rückläufigen 
Bedarf und durch einen Personalmehrbestand von z. Z. rund 18 000 Mit- 
arbeitern gekennzeichnet. Die DB muß davon ausgehen, daß kein Unter- 
nehmen auf die Dauer Mitarbeiter beschäftigen kann, für die es keine 
Arbeit hat. 


75. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 

Milz aus der ablehnenden Haltung von Minister Jo- 
tCDU/CSU) chimsen zu der Forderung, daß sich das Land 

Nordrhein-Westfalen an den Ersatzinvestitionen, 
die in etwa 30 Jahren an der S-Bahn im Kölner 
Raum anfaUen würden, beteiligen soU? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Der bisherige intensive mündhche imd schriftiiche Meinungsaustausch 
zwischen den Verkehrsministem des Bundes und des Landes Nordrhein- 
Westfalen hat noch nicht zu der von allen Seiten gewünschten Einigung 
geführt. Der Bundesminister für Verkehr geht jedoch davon aus, daß noch 
vor Ablauf der PlanfeststeUung für die Erweitemng der HohenzoUern- 
brücke ein erfolgreicher Vertragsabschluß erreicht werden kann. 


76. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich für die Ver- 

Milz wirkhchung der S-Bahn im Kölner Raum bei 

(CDU/CSU) einer endgültigen Ablehnung einer Risikobetei- 

ligung durch das Land Nordrhein- Westfalen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Die Verhandlungspartner sind sich darüber einig, daß die geplante 
S-Bahn den wesentlichen Teü des gesamten S-Bahn-Systems im Kölner 
Raum darsteUt, langfristig benötigt wird und stets funktionsfähig gehal- 
ten werden muß. Die Planung der Maßnahmen ist soweit fortgeschritten, 
daß mit den Bauarbeiten unverzüghch begonnen werden kann. Die 
Bundesregiemng hofft daher nach wie vor, daß die Verhandlungen zum 
Finanzierungsvertrag fristgemäß zu einem erfolgreichen Abschluß 
kommen. 
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Wann wird die Meldepflicht von Atommülltrans- 
porten durch den Nord-Ostsee-Kanal eingeführt, 
und wie ist sichergestellt, daß es auf dem Nord- 
Ostsee-Kanal beim Transport gefährlicher Güter 
zu keinem Unfall kommt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Transporte insbesondere von Kernbrennstoffen müssen nach den gesetz- 
lichen Vorschriften genehmigt werden. Die Durchführung dieser Trans- 
porte ist im Rahmen dieses Genehmigungsverfahrens zu melden. Trans- 
porte radioaktiver Abfälle unterliegen derzeit beim Passieren des Nord- 
Ostsee-Kanals in der Regel keinen besonderen Meldepflichten. 

Radioaktive Stoffe - auch Abfälle - unterliegen als gefährliche Güter den 
Bestimmungen der Verordnung über die Beförderung gefährlicher Güter 
mit Seeschiffen. Hiernach kommen insbesondere Verpackungsvorschrit- 
ten zur Anwendung. Die* Verpackungs- und Beförderungsvorschriften 
basieren für alle Verkehrsträger auf den Empfehlungen der Internationa- 
len Atomenergiebehörde (IAEA) und sind daher bei allen Verkehrsträ- 
gern gleich. Die Sicherheit bei der Beförderung von Gütern der Klasse 1 
(radioaktive Stoffe) wird durch die Verpackungsvorschriften gewährlei- 
stet, die in Abhängigkeit vom Gefährdungspotential technisch- wissen- 
schaftlich begründet sind. Flankierende Sicherheitsmaßnahmen im 
Bereich der Stauung von Versandstücken mit gefährlichen Gütern auf 
den Seeschiffen, ihre Kennzeichnung, die Dokumentation und die vorsor- 
genden Rettungs- und Hüfsmaßnahmen haben ebenfalls zum Ziel, daß 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit nicht eintritt. 

Aus Anlaß des Schiffsunglücks vor der belgischen Küste („Mont Louis") 
prüft der Gef ahrgut- Verkehrs- Beirat des Bundesmiiüsters für Verkehr 
u. a. zur Zeit, ob die nach diesem Unfall gewonnenen Erkenntnisse es 
erforderlich machen, die bestehenden Bestimmungen hinsichtlich der 
Meldepflicht insbesondere für das Befahren des Nord-Ostsee-Kanals zu 
ändern. Die Überprüfung dieser Frage wird voraussichtlich Mitte Februar 
abgeschlossen werden können. Falls erforderlich, werden entsprechende 
Rechtsänderungen veranlaßt werden. 


77. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter Laufen die Planungen des Bundes zur Entla- 

Dr. Friedmann stung der Stadt Gernsbach im Zuge der B 462 

(CDU/CSU) weiterhin auf einen Umgehungstunnel oder auf 

einen Tunnel unter der Gottlieb-Klumpp-Straße 
hinaus, und bis wann kann mit einer Realisie- 
rung des entsprechenden Projektes gerechnet 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Es liegen noch keine ausreichenden Unterlagen vor, um eine Entschei- 
dung für einen Umgehungstunnel von Gernsbach oder einen innerstädti- 
schen Tunnel im Zuge der Gottiieb-Klumpp- Straße treffen zu können. 
Gegenwärtig wird die innerstädtische Variante untersucht. Dazu sind 
Gespräche mit den örtlich Beteiligten beabsichtigt. 

Erst nach Abschluß der Untersuchung und Prüfung der Ergebnisse auch 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten wird eine Entscheidung über die 
Varianten möglich sein. 

Die Realisierungsmöglichkeiten werden von den Ergebnissen der Fort- 
schreibung des Bedarfsplans für die Bundesfemstraßen und von der 
Dringlichkeitseinstufung der Ortsumgehung Gernsbach abhängen. 



DrUCk$dCh6 10/2827 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


79. Abgeordneter Wie ist der aktuelle Stand der Finanzierung des 

Dr. Friedmann Michaelstunnels in Baden-Baden, und bis wann 

(CDU/CSU) kann mit dem Baubeginn gerechnet werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Der Michaelstunnel ist eine Baumaßnahme der Stadt Baden-Baden, die 
mit Finanzhilfen des Bundes nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz durchgeführt werden soll. Im Programm für den kommunalen 
Straßenbau ist die Maßnahme mit 95 Millionen DM Gesamtkosten und 
Finanzhüfen des Bundes von 55 Millionen DM enthalten. Ab 1986 sollen 
Finanzhüfen bereitgestellt werden. Ob der Baubeginn, wie von der Stadt 
Baden-Baden vorgesehen, noch 1985 erfolgen kann, hängt vom Abschluß 
des noch laufenden Planfeststellungsverfahrens ab. Soweit bekannt, sol- 
len sich die Gesamtkosten erhebhch erhöhen. Ein entsprechender Erhö- 
hungsantrag der Stadt liegt bisher weder dem Land noch dem Bund vor. 

80. Abgeordneter Welche Anstrengungen unternimmt die Bundes- 

Haungs regierung zur Neugestaltung ujnd Wiederherstel- 

(CDU/CSU) lung des Landschaf tsbüdes beim Bau neuer und 

bei bestehenden Bundesfernstraßen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Der Schutz des Landschaftsbüdes gehört zu den Belangen des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege, deren sorgfältige Berücksichtigung 
integrierter Bestandteü bei der Planung und beim Bau von Bundesfern- 
straßen ist. Bereits bei der Aufstellung des Bedarfsplanes wird dies in die 
Überlegungen einbezogen und in den nächsten Planungsstufen (Linien- 
bestimmung, Planfeststellung) mit immer enger werdenden räumlichen 
Bezügen konkretisiert. Durch die landschaftsgerechte Einbindung der 
Straße werden die vom Straßenbau berührten Flächen zu neuen Elemen- 
ten der Landschaft bzw. zu neuen Landschaftsteüen gestaltet. Im übrigen 
tragen auch die sonstigen zum Ausgleich im Zuge des Straßenbaus 
durchgeführten landschaftspflegerischen Maßnahmen, z. B. Anlegen von 
Biotopen, Aufforstungen neuer standortgerechter Wälder oder Anpflan- 
zen von Flurgehölzen und Einzelbäumen, zur Belebung und Gliederung 
der Landschaft bei. 

Durch eine ausgewogene und nach ökologischen Gesichtspunkten vor- 
genommene Bepflanzung der Straßenböschungen mit Bäumen und 
Sträuchem, durch den Wechsel zwischen Gehölz- und Rasenflächen 
sowie durch entsprechende Geländemodellierung entstehen nicht nur im 
Hinblick auf das Landschaf tsbüd positive Effekte, sondern auch flori- 
stisch und zoologisch interessante Flächen, die einen Beitrag zum 
Schutze wüdwachsender Pflanzen und wüdlebender Tiere darstellen 
können. 

Bei bestehenden Straßen wird dem Landschaftsbüd durch Pflege und 
Unterhaltung der vorhandenen Bepflanzung Rechnung getragen. 

81. Abgeordneter Wieviel Bäume und Sträucher sind 1983 und 

Haungs 1984 angepflanzt worden, und welche Kosten 

(CDU/CSU) sind dabei entstanden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

In den vergangenen Jahren wurden an Straßen jährlich ca. 15 Millionen 
Bäume und Sträucher mit einem Kostenaufwand von ca. 140 Millionen 
DM angepflanzt. 
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82. Abgeordneter Hält die Bundesregierung in Anbetracht der zu- 

Bamberg nehmend von Bürgern beklagten Lärmbelästi- 

(SPD) gungen im Straßenverkehr es für notwendig, die 

Geräuschvorschriften für Mofas, Mopeds und 
Kleinkrafträder alsbald in der Straßenverkehrs- 
Zulassungs-Ordnung zu verschärfen mit dem 
Ziel der Senkung der dB(A) -Werte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 31. Januar 

Die Bundesregierung teüt die Sorge der Bevölkerung über die Lärmbelä- 
stigung durch motorisierte Zweiräder. Sie hält es für notwendig, die 
Geräuschemissionen dieser Fahrzeuge“ im Verkehr deutlich zu mindern. 
Mit der 8. Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- Zulassungs- 
Ordnung vom 16. November 1984 erfolgten bereits wichtige Schritte in 
diese Richtung: 

1. Die Geräuschvorschriften wurden verschärft. Die als besonders laut 
bekannten Kleinkrafträder über 40 Kilometer/Stunde dürfen nicht 
mehr neu in den Verkehr kommen; sie werden durch das leisere 
Leichtkraftrad ersetzt. 

2. Der vom Bundesminister für Verkehr 1983 veröffentlichte sogenannte 
„Antimanipulationskatalog" wurde rechtsverbindlich eingeführt. Es 
gelten neue Anforderungen für die Konstruktion der Fahrzeuge, die 
die geräuscherhöhenden Manipxilationen an den Fahrzeugen durch 
die Fahrzeughalter deutlich reduzieren werden. 

Im Rahmen des Umweltforschungsplans des Bundesministers des Innern 
sind Mustertypen lärmarmer Mofas und Mopeds entwickelt worden. Die 
Bundesregierung prüft zur Zeit, in welchem Zeitrahmen die aufgezeigten 
Lösungen technisch und wirtschaftlich umsetzbar sind und inwieweit die 
Geräuschanforderungen für diese Fahrzeuge verschärft werden können. 


83. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in der Lage und gegebe- 

Bamberg nenfalls bereit, auf die Bundesländer einzuwir- 

(SPD) ken, die Überwachung der im Verkehr befindli- 

chen Fahrzeuge im Hinblick auf ihre Geräusch- 
emissionen zu verstärken, sowie die Bürger 
über die Wirkungen des Lärms und die Möglich- 
keiten der Lärmminderung im Straßenverkehr 
verstärkt aufzuklären? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 31. Januar 

Die Überwachung des Straßenverkehrs liegt in der ausschließlichen 
Zuständigkeit der Bundesländer. Die Bundesregierung wird gleichwohl 
auch in Zukunft auf die Länder hinsichtlich einer verstärkten Überwa- 
chung der Geräuschemissionen einwirken. Dabei sind ihr die personellen 
und finanziellen Grenzen der Länder bewußt. 

Die Bundesregierung hält eine Information der Bürger über Lärmminde- 
rung und Lärmfolgen für wichtig. Deshalb haben der Bundesminister für 
Verkehr eine Broschüre „Lärmschutz" und das Umweltbundesamt meh- 
rere Broschüren zu den Themen „Lärm" und „Auto und Umwelt" veröf- 
fentlicht. In Zusammenarbeit mit dem Bundesminister des Innern ist 
kürzlich eine ADAC -Kraftfahrerinformation „Leise fahren, Kraftstoff spa- 
ren" erschienen. 

Die Bundesregierung sieht auch in den Beiträgen der Medien ein wesent- 
liches Hüfsmittel zur Aufklärung und Information der Bürger; sie begrüßt 
deshalb die sich in den letzten Monaten mehrenden Lärmbeiträge in den 
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einschlägigen Auto- und Motorradzeitschriften und wird die Medien 
weiterhin durch gezielte Informationen in ihrer wertvollen Arbeit unter- 
stützen. 

84. Abgeordneter Welche Erkenntnisse zieht die Bundesregierung 

Dr. Ahrens aus der Tatsache, daß sich bei der Verkehrsbe- 

(SPD) dienung der Region Jütland durch die dänischen 

Staatsbahnen die Fahrgastzahlen in wenigen 
Jahren mehr als verdoppelt haben? 

Welche Gründe sprechen nach Auffassung der 
Bundesregierung dagegen, ein entsprechendes 
Verkehrskonzept (Stundentakt, gesicherte An- 
schlüsse, moderne Triebwagen, bedarfsgerechte 
Haltestellen u. a.) auch in geeigneten Regionen 
des Bundesgebietes zu erproben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Es trifft zu, daß sich durch gezielte Rationalisierungsmaßnahmen im 
Sinne Ihrer Fragen sowie durch die Einführung vereinfachter Betriebs- 
weisen die Wirtschafthchkeit schwächer belasteter Strecken verbessern 
läßt. Das Beispiel der dänischen Staatsbahnen hat gezeigt, daß für eine 
entsprechende Verkehrsbediemmg bei den in Frage kommenden Strek- 
ken erhebhche Vorinvestitionen erforderlich sind. 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) gebeten, über diesbezüghche Maßnahmen zu berichten 
und zu den einzelnen Strecken Investitionsrechnungen entsprechend 
den Vorgaben der „Leitiinien zur Konsolidierung der DB" vorzulegen, 
aus denen Rangfolge und Dringhchkeit der Maßnahmen hervorgeht. 

86. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der von der 

Lowack Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands 

(CDU/CSU) vertretenen Auffassung, daß mehr Auszubüden- 

de in den Bahndienst übernommen werden 
könnten als von der Deutschen Bundesbahn 
geplant und daß insgesamt ca. 3 600 Auszu- 
bildende übernommen werden müßten, um den 
zu erwartenden Bedarf an Lokführern und Mit- 
arbeitern im Werkführerdienst abzudecken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 31. Januar 

Die Bedarf splanimg der Deutschen Bundesbahn (DB), die im Jahr 1985 
die Übernahme von 1 330 Auszubüdenden in den Dienst der DB vorsieht, 
beruht auf der voraussichtlichen Verkehrsentwicklimg, den zu erwarten- 
den Rationalisierungsergebnissen, dem Personalmehrbestand in Höhe 
von z. Z. rund 18000 Mitarbeitern sowie auf der Erkenntnis, daß kein 
Unternehmen Mitarbeiter beschäftigen kann, für die es keine Arbeit hat. 

Die höheren Übernahmeraten früherer Jahre beruhen auf - zumindest 
aus heutiger Sicht - zu optimistischen, auch vom Bundesrechnungshof 
beanstandeten Planungen und haben damit die Übemahmeraten der 
jetzt ihre Ausbildxmg beendenden Jugendlichen vermindert. Die Bundes- 
regierung hält es nicht für sachgemäß, in dieser Weise fortzufahren, 
zumal die Erfahnmg gezeigt hat, daß den nicht übernommenen Jugendli- 
chen durch die quahfizierte Ausbildung der DB reahstische Berufschan- 
cen in anderen Bereichen der gewerbhchen Wirtschaft erwachsen. Die 
Chancen haben die Jugendhchen in den letzten Jahren zu nutzen ge- 
wußt. 
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Die DB ist im übrigen bereit, mit Auszubildenden, die dies wünschen, in 
Kontakt zu bleiben, um bei einer Änderung der Bedarfslage eine Über- 
nahme zu ermöghchen. 

87. .Abgeordneter Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, 

Dörflinger wonach die Elektrifizierung der Hochrhein- 

(CDU/CSU) Bahnstrecke von Basel bis Waldshut gefährdet 

erscheint, obwohl das baden-württembergische 
Verkehrsministerium diesem Projekt mehrfach 
eine „vorrangige Präferenz" bescheinigte und 
obwohl mit dem zweispurigen Ausbau dieser 
Strecke, für den die Landkreise Lörrach und 
Waldshut erhebhche finanzielle Verpflichtungen 
eingegangen sind, eine wichtige Voraussetzung 
für die künftige Elektrifizierung geschaffen 
wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Nach Mitteilung der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn (DB) 
ist eine Elektrifizierung der Strecke Basel — Waldshut aus unternehmeri- 
scher Sicht derzeit nicht geplant. 

In den Vertragsverhandlungen über den Bau eines zweiten Gleises zwi- 
schen Basel und Waldshut hat die DB mündüch und schrifthch darauf 
hinge wiesen, daß aus dem Vertrag eine rechtiiche Verpflichtung zu einer 
künftigen Elektrifizierung dieser Verbindung nicht abgeleitet werden 
kann. Die Landesregierung in Stuttgart hat diesen Vorbehalt anerkannt, 
gleichwohl am 8. November 1982 aus Anlaß der Unterzeichnung des 
Vertrages über den Ausbau der Hochrhein-Strecke erklärt, daß der 
Wunsch des Landes Baden-Württemberg nach einer Elektrifizierung der 
Strecke Basel — Waldshut nach wie vor besteht. 

88. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß hoUändi- 

Kretkowski sehe Zugmaschinen in Lübeck-Travemünde vor- 

(SPD) fahren, aufsatteln und skandinavische Trailer 

abtransportieren und durch die großzügige Aus- 
gabe von zusätzhehen Genehmigungen an nie- 
derländische Fuhrunternehmer neue Verkehre 
aufgebaut werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 31. Januar 

Der Bundesverband des Deutschen Güterfernverkehrs hat den Bundes- 
minister für Verkehr unterrichtet, daß nach seinen Beobachtungen in den 
Niederlanden zugelassene Fahrzeuge verstärkt in den Trailerverkehr des 
Hafens Lübeck-Travemünde eingeschaltet werden. Eine großzügige 
Erhöhung des Genehmigungskontingents für den deutsch-niederländi- 
schen Straßengüterverkehr durch den Bimdesminister für Verkehr 
kommt als Ursache für diese Entwicklung nicht in Betracht. Das Geneh- 
migungskontingent verändert sich im Kontingentsjahr 1984/85 (1. Okto- 
ber 1984 bis 30. September 1985) nur unwesentlich durch die Umwand- 
lung von 9 000 Genehmigungen aus Sonderkontingenten in allgemeine 
Fahrtgenehmigungen bei einem Gesamtbestand von insgesamt 
753 000 Genehmigungen. 

89. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen diesen 

Kretkowski sogenannten Transportraub zu unternehmen? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 31. Januar 

Der Bundesminister für Verkehr wird unerlaubten Binnenverkehr durch 
in den Niederlanden zugelassene Fahrzeuge unterbinden. Hinweise auf 
solche unerlaubten Verkehre liegen jedoch bisher nicht vor. Sofern die 
Trailer im Verkehr mit den Niederlanden und anderen Ländern mit dafür 
gültigen Genehmigungen geschleppt werden, sieht die Bundesregierung 
keine Möghchkeit des Eingreifens. 


90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Straßenver- 

Heyenn kehrs-Ordnung dahin gehend zu ändern, daß 

(SPD) an Haltestellen haltende Schulbusse mit ein- 

geschaltetem Wambhnklicht nicht überholt 
werden dürfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 29. Januar 

Die Bundesregierung ist hierzu nicht bereit; sie hält ein absolutes Vorbei- 
fahrverbot in diesen Fällen nicht für erforderÜch. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Nach einer sehr sorgfältigen Analyse über Schulbusunfälle der Bundesar- 
beitsgemeinschaft der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand 
e. V. (BAGUV) aus dem Jahr 1979 lag die Zahl der Schulbusunfälle im 
Verhältnis zu den Schulwegunfällen insgesamt in den Jahren 1974 bis 
1976 zwischen 4,6 v. H. und 5 v. H. Von den Schulbusunfällen wiederum 
ereigneten sich 30 v. H. beim Warten an der HedtesteUe, 27 v. H. beim 
Ein- und Aussteigen, 35 v. H., beim Aufenthalt im Schulbus und 8 v. H. 
beim Überqueren der Fahrbahn vor Besteigen oder nach Verlassen des 
Schulbusses. Daraus ergibt sich, daß 92 v. H. der Gefahrensituationen 
durch ein Vorbeifahrverbot an haltenden Schulbussen überhaupt nicht 
erfaßt werden können. Zu den verbleibenden 8 v. H. der SchulbusunfäUe 
kann es nur dadurch kommen, daß sich Kraftfahrzeugführer über die sehr 
strengen Verhaltensvor Schriften der Straßenverkehrs- Ordnung hinweg- 
setzen. § 20 Abs. 1 a StVO schreibt vor, daß an gekennzeichneten Schul- 
bussen, die halten und Wambhnkhcht (§ 16 Abs. 2 StVO) eingeschaltet 
haben, nur mit mäßiger Geschwindigkeit und in einem solchen Abstand 
vorbeigefahren werden darf, daß eine Gefährdung der Schulkinder aus- 
geschlossen ist. Sie dürfen auch nicht behindert werden. Wenn nötig, 
muß der Fahrzeugführer warten. 

Darüber hinaus enthält die StVO in § 3 Abs. 2 a noch eine allgemeine 
Sorgfaltspflicht hinsichtlich der Kinder, Hüfsbedürftigen und älteren 
Menschen. Diese Vorschrift lautet: 

„Die Fahrzeugführer müssen sich gegenüber Kindern, Hilfsbedürftigen 
und älteren Menschen, insbesondere durch Verminderung der Fahrge- 
schwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, daß eine 
Gefährdung dieser Verkehrsteünehmer ausgeschlossen ist. " 

Die Formulierung „Gefährdung ausgeschlossen" in der StVO bedeutet 
nach einhelliger Rechtsprechung, daß von den Fahrzeugführem ein ganz 
besonderes Maß, nämlich das Äußerste an Sorgfalt, verlangt wird. Der 
Grad dieser Sorgfalt geht weit über das hinaus, was ständig im Verkehr 
an Vorsicht und Rücksicht erwartet werden muß. 

Die Bundesregierung vertritt deshalb die Auffassung, daß diese Vor- 
schriften ausreichend sind. 

Auch wäre ein absolutes Vorbeifahrverbot in vielen Fällen nicht sachge- 
recht. Niemand würde einsehen, warum z. B. auf einer Fahrbahn mit 
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mehreren Fahrstreifen für jede Richtung der gesamte Verkehr halten 
müßte, wenn am rechten Fahrbahnrand ein Schulbus hält xmd die Kinder 
über den Gehweg zur Schule gehen. 

Es ist daher in der sorgfältigen Auswahl der Schulbushaltestellen das 
geeignetere Mittel zu sehen, die Gefahrenquelle zu verringern und damit 
die Zahl der Schulbusimfälle beim Überqueren der Straße zu vermindern. 

Diese Auffassung deckt sich im übrigen mit der oben erwähnten Analyse, 
die ebenfalls nicht zur Empfehlung eines Vorbeifahrverbotes kommt. Sie 
empfiehlt vielmehr folgendes: 

„Schulbushaltestellen an Schulen und Umsteigeplätzen sollen so ange- 
legt werden und so angefahren werden können, daß ein ungesichertes 
Überqueren von Straßen und Busfahrbahnen für Schüler nicht notwendig 
ist." 

Dies schreibt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur StVO bereits vor. 

Außerdem ist darauf aufmerksam zu machen, daß ab 1. Januar 1986 alle 
Kraftomnibusse, die für die Schülerbeförderung besonders eingesetzt 
werden, an der Rückseite mit zwei zusätzhchen Bhnkleuchten ausgerü- 
stet werden müssen. Diese müssen so hoch und so weit außen wie 
möglich angeordnet sein. Bei haltenden „Schulbussen" wird auch über 
diese zusätzhchen Bhnkleuchten Wambhckhcht abgestrahlt. 

Eine weitere Maßnahme macht die Bemühungen des Bundesministers für 
Verkehr um mehr Sicherheit bei der Schülerbeförderung deuthch. Es 
handelt sich um einen bundeseinheithchen Anforderungskatalog für 
Schulbusse, dessen Entwurf z. Z. noch abgestimmt wird. Ziel dieses 
Katalogs ist es, die in aUer Regel für Erwachsene gebauten Kraftomni- 
busse kindergerechter zu gestalten und stärker den Verhaltensweisen 
der Kinder anzupassen. 

91. Abgeordneter Wann wird die Bunde sregierimg den Entwurf 

Haar einer Verordnxmg über die zulässigen Grenz- 

(SPD) werte der Schadstoffemissionen abgasarmer Per- 

sonen- und Lastkraftwagen mit Dieselmotoren 
vorlegen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Für schadstoffarme Personenkraftwagen mit Dieselmotoren hat die Bun- 
desregierung bereits mit der 10. Ändemngs -Verordnung zur StVZO, der 
der Bimdesrat am 20. Dezember 1984 zugestimmt hat, die zulässigen 
Grenzwerte der gas- xmd partikelförmigen Schadstoffemissionen festge- 
legt. 

Für Lastkraftwagen sind die zxilässigen Grenzwerte für die Trübimg des 
Dieselrauches bei VoUast in Anlage XV zu § 47 StVZO festgelegt. Einen 
umfassenden Lösungsansatz zur weiteren Verminderung der gas- und 
partikelförmigen Schadstoffemissionen sowie für ein verbessertes Über- 
wachungsverfahren von leichten und schweren Lastkraftwagen wird die 
Bundesregierung demnächst in ihrem Dieselkonzept vorschlagen. 

92. Abgeordneter Welche Emissionsminderungen sind gegenüber 

Haar den derzeitig gültigen Grenzwerten vorgesehen? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Für Personenkraftwagen mit Dieselmotoren erfolgte eine weitere Ver- 
minderung der gasförmigen Schadstoffemissionen und erstmalig eine 
Begrenzung der partikelförmigen Schadstoffemissionen. 
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Für Lastkraftwagen ist erstmalig eine Begrenzung der gasförmigen 
Schadstoffemissionen vorgesehen. 


93, Abgeordneter Ab wann soDen die neuen Grenzwerte verbind- 

Haar lieh vorgeschrieben werden? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Nach dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 19. September 1984 wer- 
den die das Schadstoff arme Kraftfahrzeug kennzeichnenden strengen 
Schadstoff grenzwerte auch für Personenkraftwagen mit Dieselmotor über 
2,0 Liter Hubraum ab 1. Januar 1988, für alle übrigen Personenkraftwa- 
gen mit Dieselmotor ab 1. Januar 1989 allgemein verbindlich sein. 

Das Datum der Einführung bzw. Verschärfung der Grenzwerte für leichte 
und schwere Lastkraftwagen wird im Dieselkonzept der Bundesregie- 
rung festgelegt werden. Dabei wird die internationale Entwicklung 
berücksichtigt werden. 


Welche Schnellbahnstrecken plant die Deutsche 
Bundesbahn im Freistaat Bayern, und welche 
Chancen hat dabei z. B. die Erschließungs- 
strecke München— Landshut— Dingolfing— 
Deggendorf? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Im Rahmen der Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung (1985) 
werden von der Deutschen Bundesbahn (DB) zur Verbesserung des 
Schienennetzes im Freistaat Bayern vorrangig folgende Achsen unter- 
sucht: 

- Stuttgart — Ulm — München, 

- Würzburg — Nürnberg — Ingolstadt — München und 

- Stuttgart — Nürnberg. 

Im gleichen Zusammenhang werden die im Bimdesverkehrswegeplan 
'80 ausgewiesenen, noch nicht in Bau befindlichen Maßnahmen an den 
Ausbaustrecken 

- Aschaffenburg — Gemünden, 

- Nürnberg — Passau und 

- München — Freüassing 
überprüft. 

Die DB hält einen Ausbau der von Ihnen besonders erwähnten Strecke 
München — Landshut — Dingolfing — Deggendo.rf im Rahmen dieser z. Z. 
geführten Untersuchungen nicht für erforderlich. 


94. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


95. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung trotz ihrer Antwort auf 
die Fragen 99 und 100 (Plenarprotokoll 10/112 
Seite 8401 C) bewußt, daß sie gegen §13 der 
Ausführungsverordnung zum Gesetz über Ein- 
heiten im Meßwesen vom 26. Juni 1970 (BGBL I 
S. 981) und gegen § 11 der Ausführungsverord- 
nung und § 6 des Gesetzes über Einheiten im 
Meßwesen vom 2. Juh 1969 (BGBL I S. 709) ver- 
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stößt, WO für die Geschwindigkeit als abgelei- 
tete Einheit km/h (Kilometer pro Stunde) fest- 
gelegt ist, wenn sie in der Straßenverkehrs-Ord- 
nung noch für die zulässige Höchstgeschwindig- 
keit auf Verkehrsschildern nicht km/h sondern 
die falsche Längen- bzw. Entfernungsangabe in 
Kilometer zuläßt? 


96. Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


Werden die Konsequenzen, die die Bundesregie- 
rung daraus ziehen wird, um zu vermeiden, daß 
sie nach § 11 des Gesetzes ordnungswidrig han- 
delt und deshalb mit einer Geldbuße bestraft 
werden kann, so aussehen, daß eine Ergänzung 
auf den Verkehrsschildern von Kilometer in Kilo- 
meter pro Stunde oder, wie in manchen europäi- 
schen Ländern ein Verzicht auf die Nennung der 
Einheit erfolgen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 31. Januar 

Es trifft zu, daß sich in dem Zeichen 274 StVO („Zulässige Höchstge- 
schwindigkeit") die Angabe „km" statt „km/h" findet. Diese Regelung 
deckt sich mit dem weltweiten Übereinkommen über Straßenverkehrs- 
zeichen vom 8. November 1968, das die Bundesrepublik Deutschland 
unterzeichnet und ratifiziert hat (Gesetz vom 21. September 1977, 
BGBl. II, Seite 809 ff.). Zum Höchstgeschwindigkeitszeichen (C 14 des 
genannten Übereinkommens) heißt es dort: 

„Um eine Geschwindigkeitsbeschränkung anzuzeigen, ist das Zeichen 
C 14 , Zulässige Höchstgeschwindigkeit' zu verwenden. Die Zahl in dem 
Zeichen bezeichnet die Höchstgeschwindigkeit in der in dem Lande für 
die Geschwindigkeit der Fahrzeuge üblicherweise verwendeten Maßein- 
heit. Nach oder unter der Geschwindigkeitszahl kann ,km’ (Kilometer) 
oder ,m' (Meilen) hinzugefügt werden." 

Der Bundesminister für Verkehr beabsichtigt jedoch, die Bezeichnung 
„km" in dem Zeichen 274 StVO im Rahmen der nächsten Änderungsver- 
orduung zur StVO zu streichen. Dies geschieht nicht zuletzt deshalb, weü 
die Bezeichnung, sei es „km", sei es „km/h", in Wechselverkehrszeichen 
in der sogenannten Matrixbauweise schwierig darzustellen ist. 


97. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, die in der Fragestunde 

Hinsken am 17. Januar 1985 eine Überprüfung zusagte, 

(CDU/CSU) zwischenzeithch geprüft, ob ein Forschungsauf- 

trag zum Problem der Spikesreifen und mög- 
licher Alternativen vergeben werden kann, und 
wenn ja, ist der Auftrag bereits vergeben? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Der Forschungsauftrag wurde mit Schreiben vom 28. Januar 1985 erteüt. 


98. Abgeordneter Unter welchem Titel/Inhalt ist der Auftrag verge- 

Hinsken ben worden? 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Der Forschungsauftrag hat eine Pilotstudie zum Gegenstand mit dem 
Titel „Untersuchung des Kraftschlusses auf winterlichen Straßen unter 
Berücksichtigung der Straßenschonung". Inhalt der Pilotstudie ist vor 
allem anhand derzeit verfügbarer Erkenntnisse und von Fahrversuchen 
unter Praxisbedingungen zu prüfen, was fahrzeugseitige Alternativen 
zum Spikesreifen vergleichsweise zu leisten vermögen. 

99. Abgeordneter Wann rechnet die Bvmdesregierung mit einem 

Hinsken Ergebnis des Forschungsauftrags, und ist sie be- 

(CDU/CSU) reit, aus den Ergebnissen die erforderlichen Kon- 

sequenzen zu ziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 31. Januar 

Für die Püotstudie ist eine Bearbeitungszeit bis 31. Oktober 1985 vorgese- 
hen. Die Ergebnisse werden die Bundesregierung in die Lage versetzen, 
Alternativen zum Spikesreifen besser beurteüen zu können. 


100. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die soge- 

Dr. Möller nannte Ennerttrasse als Autobahn vierspurig 

(CDU/CSU) auszubauen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Schulte 
vom 31. Januar 

Nein. 

Maßgebend für den Ausbau des Bundesfernstraßennetzes ist der Bedarfs- 
plan. Die Ennerttrasse ist im Bedarfsplan als zweistreifige Bundesstraße 
B 56 n in der Stufe I ausgewiesen, eine vierstreifige Autobahn ist also hier 
nicht vorgesehen. Auch in die jetzt angelaufene Bedarfsplanfortschrei- 
bung 1985 wird auf der Ennerttrasse eine zweistreifige Bundesstraße und 
keine vierstreifige Autobahn einbezogen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeidewesen 


101. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Vollmer 

(DIE GRÜNEN) 


Hat die Bimdesregierung die Postwurfsend\mg 
der Kieler Liste für Ausländerbegrenzung zur 
Kenntnis genommen, in der es unter der Über- 
schrift „Unbequeme Wahrheiten" u. a. heißt: 
„Kommt herein in Massen, es ist genug für euch 
da, die lieben dummen Deutschen zahlen ja al- 
les! Wir freuen uns ja so sehr über noch mehr 
Bevölkerungsdichte, damit verbundene Umwelt- 
belastung und Arbeitslosigkeit, auf noch mehr 
Kriminalität und Rauschgifttote. Und dann erst 
die Aussicht auf Bürgerkrieg, nicht wahr, Frie- 
densfreunde?!", und teüt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß ein Briefzusteller der Deut- 
schen Bundespost die Verteüung dieser Post- 
wurfsendung nach § 4 a Abs. 2 Satz 6 TV Art/A 
verweigern darf, da der Inhalt der Postwurfsen- 
dung ein Strafgesetz oder die Würde des Men- 
schen verletzt? 
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102. Abgeordnete 

Frau 

Dr, Vollmer 

(DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung, falls ein Briefzustel- 
ler auch ihrer Ansicht nach die Verteilung dieser 
Postwurfsendung verweigern darf, veranlassen, 
daß die zuständige Oberpostdirektion über diese 
Auffassung informiert wird und sich entspre- 
chend verhält? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 30. Januar 


Nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes über das Postwesen vom 28. Juli 1969 
(BGBl. I S. 1006) hat grundsätzUch jedermann gleichen Anspruch auf 
Benutzung der Einrichtungen des Postwesens. Die Deutsche Bundespost 
(DBP) kann für die Inanspruchnahme ihrer Dienstleistungen nur solche 
Inhaltsbeschränkungen festlegen, die sich aus ihrer Pflicht ergeben, als 
Teü der öffentlichen Verwaltung die staatliche Rechtsordnung, insbeson- 
dere die Strafrechtsordnung, zu respektieren. 

Zu diesem - in § 13 der Postordnung vom 16. Mai 1963 (BGBl. I S. 341), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 23. März 1983 
(BGBl. I S. 326), abschheßend normierten - Beschränkungen gehört 
insbesondere der Ausschluß solcher Sendungen, die gegen strafgesetzli- 
che Bestimmungen verstoßen (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 PostO). Da die DBP keine 
Strafverfolgungsbehörde ist, sie keine ergänzenden Ermittlungen zum 
etwaigen Vorhegen einer Straftat durchführen und auch nicht über 
schwierige, den Strafgerichten vorbehaltene Fragen der Rechtsausle- 
gung entscheiden kann, muß sie sich allerdings - sofern nicht ein Strafur- 
teü vorhegt- auf den Ausschluß solcher Sendungen beschränken, bei 
denen es sich um eindeutige und klar erkennbare Verstöße gegen das 
Strafgesetzbuch handelt? soweit in dieser Hinsicht Zweifel bestehen, 
werden die Sendungen befördert. 

Bei der Wurfsendung der „Kieler Liste für Ausländerbegrenzung" ist ein 
Verstoß gegen § 130 StGB nicht eindeutig feststeUbar. Die zuständigen 
PostdienststeUen waren deshalb gehalten, die Sendungen anzunehmen 
und zu befördern. 

Die Frage, ob der einzelne Zusteher gemäß § 56 BBG bzw. § 4 a Abs. 2 
Satz 6 TV Arb die Verteilung der Sendungen wegen etwaiger Strafbar- 
keit ablehnen durfte oder gar mußte, ist danüt aus den genannten 
Gründen ebenfahs zu verneinen. 

Bei der Beurteüung der Frage, ob im konkreten FaU ein dem Beamten 
oder Arbeiter aufgetragenes Verhalten die Würde des Menschen verletzt, 
ist darauf abzusteUen, ob die eigenen diensthchen Handlungen des 
Bediensteten z. B. den Ausführenden oder Betroffenen erniedrigen, ob 
imgerechtfertigt in den Geheimbereich einer Person eingedrungen oder 
der Mensch zu einem bloßen Mittel zum Zweck gemacht werden soU oder 
es sich um Maßnahmen handelt, durch die der Mensch auf die Ebene der 
Sache oder des Tieres herabgewürdigt wird. 

Ein vergleichbarer Fall liegt bei der Verteüung der Wurfsendungen durch 
die DBP nicht vor. Hier ist außerdem das Grundrecht auf Meinungs- und 
Informationsfreiheit zu beachten, das staatliche Eingriffe - z. B. durch 
Ausschluß von der Postbeförderung - nur im Rahmen der allgemein für 
den Absender verbindlichen Gesetze zuläßt. 

Selbstverständlich identifiziert sich die Bundesregierung nicht mit der 
Tendenz und dem Inhalt dieser Wurfsendung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


103. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
jährlich’ eine Milliarde DM eingespart werden 
kann, wenn die durchschnittliche Lebensdauer 
von Bauwerken um ca. fünf Jahre erhöht wird, 
und welche Konsequenzen zieht die Bundesre- 
gierung daraus für die Planung und Unterhal- 
tung ihrer eigenen Gebäude? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 25. Januar 

Durch vorbeugende, die Lebensdauer des Bauwerks verlängernde oder 
die Lebensdauer erhaltende Maßnahmen läßt sich die Alterung eines 
Bauwerks beträchtlich hinauszögern und die jährliche Wertminderung 
verringern. Eine überschlägige Rechnung für sämtliche Bauwerke in der 
Bundesrepublik Deutschland läßt sich nicht aufstellen. 

Bei Baumaßnahmen des Bundes werden grundsätzlich Vorkehrungen für 
eine lange Lebensdauer der Gebäude getroffen. Der Gebäudebestand 
wird regelmäßig inspiziert, um aufgetretene Bauschäden frühzeitig zu 
beseitigen und die Bauunterhaltungskosten gering zu halten. 

Ergänzend verweise ich auf meine Antwort vom 19. November 1984 auf 
Ihre Frage 58 (Drucksache 10/2416). 


Wie bewertet die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Feststellung des Bundes- 
rechnungshofes (Drucksache 10/2223), daß „in 
der Regel bei individuell geplanten Bauvorha- 
ben keine systematischen Untersuchungen über 
die zu erwartenden Folgekosten durchgeführt 
worden sind"? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 25. Januar 

Die Feststellungen des Bundesrechnungshofes, daß bei Baumaßnahmen 
des Bundesministers der Verteidigung, die nicht auf Grund von Standard- 
planungen oder „Baufachlichen Richtlinien" ausgeführt wurden, keine 
systematischen Untersuchungen über die zu erwartenden Folgekosten 
durchgeführt worden seien, haben den Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau veranlaßt, Forschungsaufträge über 
Methoden für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu erteüen. Die inzwi- 
schen vorliegenden Ergebnisse werden ausgewertet und bei Erarbeitung 
von Verfahrensregelungen für die Durchführung von Baumaßnahmen 
des Bundes eingebracht. Hiermit ist beabsichtigt, den Bauverwaltungen 
Arbeitshüfen für eine zuverlässige, leicht handhabbare und einheitliche 
Ermittlung der zu erwartenden Folgekosten zur Verfügung zu stellen und 
so die gegenwärtige Praxis der Folgekostenermittlung zu verbessern. 


104, Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


105. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung den vom Deut- 
schen Bundestag nüt Beschluß vom 16, Mai 1979 
geforderten Bericht über die Probleme der Ge- 
mengelage vorlegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 31. Januar 

Die Probleme der Gemengelagen sind in die Prüfungen und Vorarbeiten 
zum Baugesetzbuch einbezogen. Die Bundesregierung wird daher zu 
diesen Fragen in dem für Ende 1985 vorgesehenen Regierungsentwurf 
zum Baugesetzbuch Stellung nehmen. 

106. Abgeordneter In welcher Weise und in welchen Städten fördert 

Müntefering die Bundesregierung Modellprojekte, die zum 

(SPD) Ziel haben, Verbesserungen der städtebaulichen 

Situation in Großsiedlungen zu erreichen, um 
dem weiteren „Exodus" von Mietern vorzu- 
beugen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 31. Januar 

Die Bundesregierung hat die in den Großsiedlungen insbesondere der 
60er und 70er Jahre entstandenen Probleme zu einem Forschungsbereich 
des experimentellen Wohnungs- und Städtebaus gemacht. Im Rahmen 
dieses Ressortforschungsprogramms fördert die Bundesregierung zur Zeit 
Pilotprojekte in Berlin (West), Hamburg und Bremen. 

Das Erkenntnisinteresse der Bundesregierung bei der Förderung dieser 
Maßnahmen bezieht sich auf Lösungen, die zu einer dauerhaften Verbes- 
serung der Wohnsituation in diesen und ähnlichen Großsiedlungen füh- 
ren sollen. 

Die bauhchen Maßnahmen werden durch Studien und Nutzungsanaly- 
sen vorbereitet und projektbegleitend untersucht. Die Bewohner werden 
an der Erarbeitung von Lösungen beteUigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

107. Abgeordneter Welche neueren Forschungsergebnisse liegen 

Lenzer auf dem Gebiet der Aufbereitung und Verede- 

(CDU/CSU) lung von nichtmetaUischen sowie nachwachsen- 

den Rohstoffen vor? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 28. Januar 

Ziel des Forschungsbereiches nichtmetaUische Roh- und Grundstoffe war 
die Weiterverarbeitung und Veredelung von Chemiegrundstoffen (Syn- 
thesegas) auf der Rohstoffbasis Kohle zu höhermolekularen hochwertigen 
Produkten. Dabei wurden einerseits Fortschritte in der Verfahrensfüh- 
rung, d. h. der konzeptionellen und apparativen Verbesserung ebenso 
wie auf dem Gebiet der Reaktionslenkung durch neue oder verbesserte 
Katalysatoren erreicht. Dieser Bereich der Chemie basiert durchgehend 
auf katalytischen Verfahren. Erfolge auf dem Gebiet der Katalyse führen 
zu günstigeren Reaktionsbedingungen (Druck und Temperatur), energie- 
sparender Reaktionslenkung und besserer Rohstoffnutzung durch höhere 
Selektivität für das Zielprodukt bei gleichzeitiger Verringerung der Bü- 
dung unerwünschter Nebenprodukte. 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet der nachwach- 
senden Rohstoffe liegen in der Bundesrepublik Deutschland derzeit vor- 
rangig in den Bereichen Rohstoffbereitstellung, d. h, Züchtung und 
Anbau ertragreicher einjähriger und mehrjähriger Pflanzen, sowie der 
biotechnologischen und physikaüsch -chemischen Konversion und Ver- 
edelung zu industriellen Produkten. 
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Als Ergebnis dieser Forschungsarbeiten stehen heute für den Bereich 
Rohstoffbereitstellung bei ein- und mehrjährigen Pflanzen Neuzüchtim- 
gen zur Verfügung, die sich durch erheblich gesteigerte Ertragsleistung 
auszeichnen. Auf dem Gebiet der Weiterverarbeitimg und Veredelimg 
nachwachsender Rohstoffe sind sowohl bei der biotechnologischen Kon- 
version als auch der Physikalisch-chemischen Umsetzung Fortschritte 
erzielt worden. Bei niedermolekulciren Massenprodukten konnte der 
Abstand zur Wettbewerbsfähigkeit konventioneller Linien verringert 
werden. 

108. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung jetzt und 

Lenzer künftig die Nachfrage nach Aufbereitimg imd 

(CDU/CSU) Veredelimg von nichtmetallischen sowie nach- 

wachsenden Rohstoffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 28. Januar 

Eine Vielzahl mineralölstämmiger Chemieprodukte können alternativ 
auf der Rohstoffbasis Kohle/Synthesegas hergestellt werden. Die Produk- 
tion in der Bundesrepublik Deutschland im Bereich Kohlechemie ist in 
den letzten 20 Jahren mengenmäßig nahezu konstant geblieben und 
leistet heute einen Beitrag von knapp 10 v. H. zur organisch-chemischen 
Gesamtproduktion. 

Der Anteü nativer Rohstoffe an der Gesamtbilanz organischer Chemie- 
rohstoffe in der Bundesrepublik Deutschland beträgt mengenmäßig etwa 
9 V. H., der Anteü an der Wertschöpfung dagegen 22 v. H. Steigende 
Nachfrage wird sich zunächst weiter auf den Gebieten ergeben, wo hohe 
Wertschöpfungen erreicht werden und/oder der Rohstoffkostenanteü 
sowie die Aufwendungen für die Entsorgung gesenkt werden können. 


109. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


110. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 28. Januar 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben auf den genannten Gebieten 
haben dazu geführt, daß in der Bundesrepublik Deutschland in Teüberei- 
chen wieder ein technischer Vorsprung oder zumindest Anschluß an die 
Entwicklungen in anderen Ländern erreicht werden konnte. 

Der Substitutionsgrad von Braun- und Steinkohle als Rohstoff für die 
Petrochemie hängt von der derzeit nicht erkennbaren Verknappung und 
etwaiger zukünftiger Verteuerung des Erdöls ab. 

Beim heutigen Stand von Wissenschaft imd Technik in der Bundesrepu- 
blik Deutschland kann nur von begrenzten Steigerungsmöglichkeiten für 
den Einsatz nachwachsender Rohstoffe ausgegangen werden. Erst bei 
weiteren erfolgreichen Züchtimgsergebnissen und verbesserter Verfah- 
renstechnik ist auf Gund steigender Wettbewerbsfähigkeit auch mit 
einem verstärkten Einsatz zu rechnen. 


Wie beurteüt die Bundesregierung den derzeiti- 
gen Stand von Wissenschaft und Technik hin- 
sichtlich eines verstärkten Einsatzes nichtmetal- 
lischer und nachwachsender Rohstoffe? 


Wie hoch beziffert die Bimdesregierung jetzt und 
künftig die Substitution von herkömmlichen Ein- 
satzstoffen durch nachwachsende sowie nicht- 
metallische Rohstoffe? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung 
und Wissenschaft 


111. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Wie hat sich in absoluten und prozentualen Zah- 
len jeweils im Vergleich zum Vorjahr die Ge- 
samtzahl der Ausbildungsplätze bei den ober- 
sten Bundesbehörden von 1982 bis 1984 entwik- 
kelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. Januar 

Die Gesamtzahl der Ausbildungsplätze im Bereich des Bundes hat sich 
von 1982 bis 1984 wie folgt entwickelt: 


Anzahl der besetzten Ausbildungsplätze 


Art der Ausbüdung 

1982 

1983 

Ände 

absolut 

rung 
in V. H. 

1984 

Ande 

absolut 

rung 
in V. H. 

a) Bund einschließlich 
nachgeordnetem Bereich 

- Ausbüdungsberufe 
nach BBiG 

69 289 

71416 

+ 2 127 

+ 3,1 

75 333 

+ 3917 

+ 5,5 

~ öffentlich-rechtliche 
Dienstverhältnisse und 
Sonstige 

9 729 

10458 

+ 729 

+ 7,5 

8 591 

- 1867 

- 17,9 

insgesamt 

79018 

81 874 

-j- 2 856 

+ 3,6 

83 924 

+ 2050 

+ 2,5 

b) davon: 

oberste 

Bundesbehörde 

121 

122 

+ 1 

+ 0,8 

174 

+ 52,0 

+ 42,6 


Die obigen Daten beziehen sich auf Ausbildungsplätze für Ausbildungen 
nach dem Berufsbildungsgesetz, für Laufbahnausbildungen des einfa- 
chen und mittleren Dienstes sowie für vergleichbare Angestelltenausbil- 
dungen und sonstige Ausbüdungen. 

Durch die jährlich durchgeführte Erhebung der Ausbildungsleistung und 
der Bestände an Ausbüdungsverhältnissen im Bereich des Bundes wer- 
den ausschließlich Ausbüdungsplätze erfaßt, die zu einer Entlastung des 
Ausbildungsstellenmarktes im Sinne des Berufsbüdungsförderungsge- 
setzes beitragen. 


112. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Wie wird sich voraussichtlich die Gesamtzahl der 
Ausbildungsplätze bei den obersten Bundesbe- 
hörden in absoluten und prozentualen Zahlen 
1985 entwickeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 30. Januar 

Über die Anzahl der von den einzelnen Bundesministerien und ihren 
nachgeordneten Behörden und Einrichtungen 1985 einzustellenden Aus- 
zubildenden liegen noch keine abschließenden Daten vor. 

1984 ist die Anzahl der im Bereich des Bundes neu eingestellten Auszu- 
bildenden um 2 768, das entspricht 10 v. H., auf rund 30200 Neueinstel- 
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lungen gesteigert worden. Ich gehe davon aus, daß sich alle Bundesmini- 
ster auch 1985 dafür einsetzen werden, daß die Betriebe, Forschungsstät- 
ten, Behörden und Einrichtungen des Bundes ihre Ausbildungsangebote 
weiter steigern. 


Bonn, den 1. Februar 1985 
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